 BFG
BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7101397/2023

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht erkennt durch die Richterin Mag. Andrea Ebner in der
Beschwerdesache ***Bf1*** ***Bf]1-Adr***, vertreten durch BDO Austria GmbH
Wirtschaftspriifungs- und Steuerberatungsgesellschaft, Am Belvedere 4, 1100 Wien, Uber die
Beschwerde vom 23. Marz 2022 (Eingang: 24. Marz 2022) gegen die Bescheide des
Finanzamtes fiir GrolRbetriebe vom 4. Februar 2022 betreffend Feststellungsbescheid
Gruppentrager fiir die Jahre 2015 und 2016 sowie gegen die Bescheide des Finanzamtes fir
GroRbetriebe vom 7. Februar 2022 betreffend Feststellungsbescheid Gruppentrager fir das
Jahr 2019 und betreffend Korperschaftsteuer Gruppe fiir die Jahre 2015, 2016 und 2019 sowie
Uber die Beschwerde vom 30. Juni 2022 gegen die Bescheide des Finanzamtes Wien 1/23
jeweils vom 9. Juni 2022 betreffend Feststellungsbescheid Gruppentrager das Jahr 2020 und
Korperschaftsteuer Gruppe fir das Jahr 2020, Steuernummer ***BF1StNr1***, zu Recht:

I. Die Beschwerde gegen die Feststellungsbescheide Gruppentrager fir die Jahre 2015, 2016
und 2020 sowie gegen die Korperschaftsteuerbescheide fir die Jahre 2015, 2016 und 2020
wird gemaR § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Der Beschwerde gegen den Feststellungsbescheid Gruppentrager fiir das Jahr 2020 und gegen
den Korperschaftsteuerbescheid Gruppentrager fir das Jahr 2020 wird gemafd § 279 BAO
teilweise Folge gegeben.

Die angefochtenen Bescheide werden abgedndert. Die Bemessungsgrundlage und die Hohe der
festgesetzten Abgabe sind dem als Beilage angeschlossenen Berechnungsblatt zu entnehmen
und bilden einen Bestandteil des Spruches dieses Erkenntnisses.

Il. Eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist nach Art 133 Abs 4 Bundes-
Verfassungsgesetz (B-VG) zulassig.
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Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Im Beschwerdefall ist strittig, ob die Voraussetzungen des Konzernausschlusses gemal3 § 9 Abs
7 KStG 1988 und § 12 Abs 1 Z 9 KStG 1988 erfiillt sind.

Bei der Beschwerdefiihrerin fand ua die Kérperschaftsteuer fiir die Jahre 2010 bis 2012
betreffend eine AuBenprifung statt. Nach den Feststellungen des AuRenprifungsberichtes
vom 11. Janner 2019 wurden die nunmehr strittige Firmenwertabschreibung sowie der am
Janner 2011 verbuchte Zinsaufwand gemalR § 12 Abs 1 Z 9 KStG 1988 nicht anerkannt, weil
nach Ansicht der Betriebspriferin der Konzerntatbestand (im Sinne eines beherrschenden
Einflusses) nach § 9 Abs 7 KStG 1988 aufgrund einer kontrollierenden Privatstiftung an der
Konzernspitze verwirklicht sei. Obwohl Privatstiftungen eigentiimerlose Rechtsgebilde
darstellen wiirden, hatten sich die Stifter Gber die Ausgestaltung der Stifterrechte und
Einflussmoglichkeiten in wirtschaftlicher Betrachtungsweise den Durchgriff und die
Einflussnahme auf die Beteiligungsgesellschaften der Privatstiftungen erhalten. Fir die Jahre
2016 bis 2018 fand eine weitere AuRenpriifung statt. Der AuBenprifungsbericht vom

3. November 2021 verweist hinsichtlich der Firmenwertabschreibung und des Zinsaufwandes
auf die Vorbetriebspriifung.

Mit Bescheiden vom 13. Dezember 2018 nahm die belangte Behorde die Verfahren hinsichtlich
der Feststellungsbescheide Gruppentrager der Jahres 2008 und 2009 wieder auf und anderte
die Sachbescheide fiir die Folgejahre mit Verweis auf die Begriindung des
Wiederaufnahmebescheides und die Niederschrift mit der ***1%**,

Gegen die Gruppenfeststellungsbescheide fiir die Jahre 2010 bis 2012 vom 25. Februar 2019
sowie fur die Jahre 2008 und 2009 vom 13. Dezember 2018 richteten sich die innerhalb der
jeweils verlangerten Beschwerdefristen erhobenen Beschwerden vom 8. April 2019 und vom
14. Mai 2019 (siehe BFG 3. Oktober 2023, GZ RV/7103350/2019). Begrindend wird darin
ausgefihrt, dass die Konzernklausel des § 9 Abs 7 KStG 1988 sowie § 12 Abs 1 Z 9 KStG 1988
nicht zur Anwendung kommen konnten, weil eine Privatstiftung ein eigentiimerloses
Rechtsgebilde darstelle. Die Beschwerden enthielten jeweils einen Antrag auf Unterbleiben der

Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung gemal § 262 Abs 2 lit a BAO.

Beschwerdegegenstandlich in den Folgejahren sind die Feststellungsbescheide Gruppentrager
fir die Jahre 2015 und 2016 vom 4. Februar 2022 und der Feststellungsbescheid
Gruppentrager fir das Jahr 2019 vom 7. Februar 2022 sowie die Korperschaftsteuerbescheide
Gruppe fir die Jahre 2015, 2016 und 2019 vom selben Tag. Weiters ist streitgegenstandlich der
Feststellungsbescheid Gruppentrager fiir das Jahr 2020 und der Korperschaftsteuerbescheid
flr das Jahr 2020, beide jeweils vom 9. Juni 2022.
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Gegen die Feststellungsbescheide Gruppentrager fiir die Jahre 2015 und 2016 und den
Feststellungsbescheid Gruppentrager fiir das Jahr 2019 sowie die Koérperschaftsteuerbescheide
Gruppe fir die Jahre 2015, 2016 und 2019 richtete sich die Beschwerde vom 23. Marz 2022
(Eingang: 24. Marz 2022). Begriindend wird darin ausgefiihrt, dass die Konzernklausel des § 9
Abs 7 KStG 1988 sowie § 12 Abs 1Z 9 KStG 1988 nicht zur Anwendung kommen kdnnten, weil
eine Privatstiftung ein eigentimerloses Rechtsgebilde darstelle. Der erganzende
Beschwerdeschriftsatz vom 9. Juli 2019 zu den Feststellungsbescheiden Gruppentrager fir die
Jahres 2008 und 2009 wurde als Beilage libermittelt. Die Beschwerde enthielt einen Antrag auf
Unterbleiben der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung gemal § 262 Abs 2 lita BAO.
Mit Schriftsatz vom 9. Juli 2019 reichte die steuerliche Vertretung der Beschwerdefiihrerin eine
detaillierte Begriindung zu den Beschwerden gegen die Gruppenfeststellungsbescheide
betreffend die Jahre 2008 bis 2012 nach. Demnach sei zusammengefasst die Konzernschranke
der §§9 Abs 7 bzw 12 Abs 1 Z 9 KStG 1988 nach Ansicht des Verwaltungsgerichtshofes nach
dem gesellschaftsrechtlichen Konzernbegriff der §§ 15 AktG bzw 115 GmbHG auszulegen. Der
Beherrschungstatbestand des § 15 Abs 2 AktG komme mangels Mehrheitsbeteiligungen im
Beschwerdefall nicht zur Anwendung. Zudem kénne eine Auslegung iSd wirtschaftliche
Betrachtungsweise des § 15 Abs 2 AktG nicht greifen, weil nach hochstgerichtlicher
Rechtsprechung diese nicht zur Auslegung von (Steuer)Gesetzen herangezogen werden konne.
Eine Privatstiftung kénne nach hA nur in Ausnahmefallen eine Konzernspitze bilden. Im
gegenstandlichen Fall sei dabei allenfalls von einem Gleichordnungskonzern auszugehen.
Daher miissten qualifizierte Umstande vorliegen, um eine einheitliche Leitung zu begriinden.
Der Konzerntatbestand des § 15 Abs 1 AktG fordere eine aktive und planvolle Auslibung fir
eine gewisse Dauer. Die blofRe Moglichkeit zur einheitlichen Leitung sowie eine blof3
voriibergehende Auslibung sei nach hA nicht ausreichend. Im gegenstandlichen Fall liege keine
sich auf Grundsatzliches beschrankende Koordinierung in den wichtigsten Fragen der
Unternehmenspolitik vor. § 15 Abs 1 AktG gelange daher ebenfalls nicht zur Anwendung.
Zudem sei hinsichtlich der Gruppenfeststellungsbescheide fiir die Jahre 2008 und 2009 von

Festsetzungsverjahrung auszugehen.

Dariber hinaus seiim Feststellungsbescheid Gruppentrager 2019 sowie folglichim
Korperschaftsteuerbescheid Gruppe 2019 ein Betrag iHv EUR 13.045,70 (Hinzurechnung von
Anspruchzinsen) doppelt erfasst worden.

Mit Beschwerdevorentscheidungen, alle vom 11. April 2023, wurden die Beschwerden gegen
die Feststellungsbescheide Gruppentrager fir die Jahre 2015 und 2016 und den
Feststellungsbescheid Gruppentrager fir das Jahr 2019 sowie die Kérperschaftsteuerbescheide
Gruppe fiir die Jahre 2015, 2016 und 2019 als unbegriindet abgewiesen. Am 17. April 2023
erging eine gesonderte Bescheidbegriindung. Darin wurde einerseits ausgefiihrt, dass nach
Ansicht der belangten Behorde der Konzerntatbestand iSd § 9 Abs 7 KStG 1988
(Firmenwertabschreibung) bzw des § 12 Abs 1 Z 9 KStG 1988 (Zinsabzug) erfiillt sei. Anderseits
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sei keine Anderung in Bezug auf die Anspruchzinsen vorzunehmen, weil diese erkldrungsgemaR
berlicksichtigt worden seien.

Am 8. Mai 2023 stellte die steuerliche Vertretung der Beschwerdefiihrerin einen Antrag auf
Vorlage der Beschwerde betreffend die Feststellungsbescheide Gruppentrager fir die Jahre
2015 und 2016 und den Feststellungsbescheid Gruppentrager fiir das Jahr 2019 sowie die
Korperschaftsteuerbescheide Gruppe fir die Jahre 2015, 2016 und 2019 an das
Bundesfinanzgericht. Hinsichtlich der Begriindung wurde auf die Ausfihrungen im Verfahren
(RV/7103350/2019) verwiesen. Weiters wurde die im Rahmen der Beschwerde gestellten
Antrage auf miindliche Verhandlung und Entscheidung durch den Senat zurliickgenommen.

Mit Bescheid vom 9. Juni 2022 stellte die belangte Behorde das Einkommen des
Gruppentragers fur das Jahr 2020 fest und verwies hinsichtlich der Nichtberticksichtigung der
streitgegenstandlichen Firmenwertabschreibung und des Zinsaufwandes auf die Ergebnisse der
AuBenprifung. Mit Kérperschaftsteuerbescheid Gruppe fir das Jahr 2020 vom selben Tag
wurde die Korperschaftsteuer mit EUR 2.715.169,00 festgesetzt.

Gegen diese beiden Bescheide richtete sich die Beschwerde vom 30. Juni 2022 deren
Begriindung und Beilage jener gegenstandlichen vom Beschwerde vom 23. Marz 2022 gleicht.

Mit Beschwerdevorentscheidungen vom 10. Mai 2023 wies die langte Behorde die Beschwerde
als unbegriindet ab.

Am 12. Mai 2023 stellte die steuerliche Vertretung der Beschwerdefiihrerin einen Antrag auf
Vorlage der Beschwerde betreffend den Feststellungsbescheid Gruppentrager fiir das Jahr
2020 und den Korperschaftsteuerbescheid Gruppe fiir das Jahr 2020 an das
Bundesfinanzgericht. Hinsichtlich der Begriindung wurde auf die Ausfiihrungen im Verfahren
(RV/7103350/2019) verwiesen. Weiters wurde die im Rahmen der Beschwerde gestellten
Antrage auf miindliche Verhandlung und Entscheidung durch den Senat zurlickgenommen.

Am 17. Mai 2023 legte die belangte Behorde die Beschwerden dem Bundesfinanzgericht zur
Entscheidung vor. Im Vorlagebericht vom selben Tag beantragte die belangte Behorde die
Abweisung der Beschwerden in Bezug auf die geltend gemachte Firmenwertabschreibung
sowie Fremdkapitalzinsen sowie die Stattgabe hinsichtlich des Streitpunktes Anspruchzinsen.

Nach durchgefihrter mindlicher Senatsverhandlung hat das Bundesfinanzgericht im das
Wourzeljahr und die Folgejahre bis 2012 betreffenden Verfahren die Beschwerden betreffend
die streitgegenstandliche Firmenwertabschreibung sowie den Zinsabzug als unbegriindet
abgewiesen. Auf die Ausfiihrungen dieser Entscheidung wird verwiesen (siehe

BFG 3. Oktober 2023, GZ RV/7103350/2019).
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Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Im Zuge der Umstrukturierung der ,, ***Unternehmen***“ erwarb die ***A GmbH*** Anfang
2001 (Eintragung ins Firmenbuch am 17. Janner 2001) die Anteile ander ***B GmbH***,

Gesellschafter der ***A GmbH*** zum Zeitpunkt des Ankaufs der Anteile an der ***B
GmbH*** waren die natlrlichen Personen ***Z*** ynd ***Y*** zy je 50 %. Am 13. Mdrz 2001
wurde die Loschung der Gesellschafterfunktion von ***Z*** und ***Y*** im Firmenbuch
eingetragen. Diese beiden natirlichen Personen ***Z*** (seit 9. November 1999) und
*AARY*EE (seit 18. Dezember 1992) sind auch selbstdandig vertretungsbefugte Geschaftsfihrer.

Geschéftsanschrift der ***A GmbH*** ist ***Adresse*** (Firmenbuchauszug).

Ab dem Zeitpunkt des Ankaufs der Anteile der ***B GmbH*** im Jahr 2001 durch die ***A
GmbH*** wurde ***Z*** als Vorsitzender des fakultativen Aufsichtsrates und ***Y*** 3|s
Stellvertreter des Vorsitzenden der ***B GmbH*** bestellt (Eintragung ins Firmenbuch am 22.
Februar 2001). Diese Funktion hatten sie bis zur freiwilligen Auflésung des Aufsichtsrates im
Jahr 2006 inne (Eintragung ins Firmenbuch am 30. Dezember 2006). Selbststandig
vertretungsbefugter Geschaftsfiihrer der ***B GmbH*** war ***V*** seit 11. Oktober 2002.
Weitere (nicht einzelvertretungsbefugte Geschaftsfiihrer waren seit 16. November 2004
*EXR*** sowie seit 1. Janner 2007 ***Q***,

Nach dem Ankauf der Anteile der ***B GmbH*** durch die ***A GmbH*** (Eintragung ins
Firmenbuch am 13. Méarz 2001) wendeten die Gesellschafter ***Z*** und ***Y*** jhre Anteile
an der ***A GmbH*** den von ihnen errichteten Privatstiftungen ***Y Privatstiftung*** (FN
*AAQ*EE) und ***| Privatstiftung*** zu. Letztere wendete ihre Anteile ca einJahr spater der
***Z Privatstiftung®*** (FN ***3%***) 7y,

Stifter und einzelvertretungsbefugter Stiftungsvorstand der am 22. Janner 2001 errichteten
**EY Privatstiftung*** ist ***Y***_ Weiter Stiftungsvorstiande sind ***U***, die Ehefrau des
Stifters und ***Z*** Der Stifter hat sich zu Lebzeiten ein bindendes Vorschlagsrecht bei
Neubenennung des Stiftungsvorstandes (Punkt 9.4.1. der Stiftungserklarung vom 22. Janner
2001), die Einzelvertretungsbefugnis sowie ein Anderungs- und Widerrufsrecht (Punkt 12.1 und
Punkt 13 der Stiftungserklarung vom 22. Janner 2001) vorbehalten. Die Funktionsdauer des
ersten Stiftungsvorstandes gilt fir jedes Mitglied auf Lebenszeit (Punkt 9.3. der
Stiftungserklarung vom 22. Janner 2001). Der Stiftungsvorstand entscheidet (im
Innenverhaltnis) mit einfacher Mehrheit (Punkt 9.5. der Stiftungserklarung vom 22. Janner
2001). Die Vertretung der Privatstiftung erfolgt jeweils durch zwei Stiftungsvorstande, wobei
flr die Dauer der Mitgliedschaft des ***Y*** im Stiftungsvorstand diesem
Einzelvertretungsbefugnis zukommt (Punkt 9.5. der Stiftungserklarung vom 22. Janner 2001).
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Bei der ***Y Privatstiftung*** war weder zum Zeitpunkt der Vertragsverhandlungen noch zum
Zeitpunkt des Abschlusses des Kauf- und Abtretungsvertrages bzw zum Zeitpunkt des Zuflusses
des Kaufpreises der ***B GmbH*** ein Beglinstigter festgelegt. Die Beglinstigten der Stiftung
werden von ***Rechtsanwalt 1*** festgestellt, wobei zu den betrachtungsgegenstandlichen
Zeitpunkten von ***Rechtsanwalt 1*** keine Festlegungen von Begiinstigten stattgefunden
haben, eine abstrakte Beschreibung potentiell Begiinstigter lag ebenfalls nicht vor. Lediglich fiir
den Fall, dass kein Beglinstigter (mehr) vorhanden ist, wurde in der Stiftungserklarung die
***Forschungsinstitut®*** und somit die heutige ***Forschungsinstitut*** vorgesehen (Punkt
6 und 7 der Stiftungserklarung vom 22. Janner 2001).

Stifter und einzelvertretungsbefugter Stiftungsvorstand der am 30. Juli 2002 errichteten ,***Z
Privatstiftung*** ist ***Z*** sowie die von diesem errichtete ***| Privatstiftung***. Weiter
Stiftungsvorstande sind ***S*** die Ehefrau des Stifters und ***Y*** (Punkt 9. der
Stiftungserklarung vom 30. Juli 2002). Der Stiftungsvorstand entscheidet mit einfacher
Mehrheit (Punkt 9.5. der Stiftungserklarung vom 30. Juli 2002). Die Vertretung der
Privatstiftung erfolgt jeweils durch zwei Stiftungsvorstande, wobei fiir die Dauer der
Mitgliedschaft des ***Z*** im Stiftungsvorstand diesem Einzelvertretungsbefugnis zukommt
(Punkt 9.5. der Stiftungserklarung vom 30. Juli 2002). Die Funktionsdauer des ersten
Stiftungsvorstandes gilt fir jedes Mitglied auf finf Jahre. Nachfolgende Mitglieder des
Stiftungsvorstandes sind jeweils auf drei Jahre zu bestellen (Punkt 9.3. der Stiftungserkldarung
vom 30. Juli 2002). Der Stifter ***Z*** hat sich zu Lebzeiten ein bindendes Vorschlagsrecht bei
Neubenennung des Stiftungsvorstandes (Punkt 9.4.1. der Stiftungserklarung vom 30. Juli 2002),
die Einzelvertretungsbefugnis sowie ein Anderungs- und Widerrufsrecht (Punkt 12.1 und Punkt
13. der Stiftungserklarung vom 30. Juli 2002) vorbehalten. Bei der ,, ***Z Privatstiftung*** war
weder zum Zeitpunkt der Vertragsverhandlungen noch zum Zeitpunkt des Abschlusses des
Kauf- und Abtretungsvertrages bzw zum Zeitpunkt des Zuflusses des Kaufpreises der ***B
GmbH*** ein Beglnstigter festgelegt. Die Begiinstigten der Stiftung werden vom Notar
*EAprEE festgestellt, wobei zu den betrachtungsgegenstandlichen Zeitpunkten von Notar
**EEAprEE keine Festlegungen von Beglinstigten stattgefunden haben, eine abstrakte
Beschreibung potentiell Begiinstigter lag ebenfalls nicht vor (Punkt 6 und 7 der
Stiftungserklarung vom 30. Juli 2002). Geschaftsanschrift der ,, ***Z Privatstiftung*** ist
***Adresse*** (Firmenbuchauszug).

Mit Spaltungs- und Ubernahmevertrag vom 24. August 2004 wurde die Beteiligung an der ***B
GmbH*** von der ***A GmbH*** als ibertragende Gesellschaftinihre Schwestergesellschaft,
die ***C GmbH***, als Ubernehmende Gesellschaft abgespalten (Firmenbucheintragung am
16. September 2004). Die Gesellschaft wurde mit Gesellschaftsvertrag vom 19. Méarz 2004
errichtet und am 31. Marz 2004 im Firmenbuch eingetragen. Geschéaftsanschrift der ***C
GmbH*** war ***Adresse*** (Firmenbuchauszug). Gesellschafterinnen der Gibernehmenden
***C GmbH*** waren ebenfalls die ***Y Privatstiftung*** und ,,***Z Privatstiftung*** zu je

50%. Selbstandig vertretungsbefugte Geschaftsfiihrer der ***C GmbH*** waren seit 31. Marz
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2004 ebenfalls die natlirlichen Personen ***Z*** ynd ***Yy*** Am 8. Februar 2007 erfolgte
die Eintragung der Loschung der Firma im Firmenbuch gemal dem am 29. Dezember 2006

eingelangten Antrag (Firmenbuchauszug).

Die im Zuge dieser Spaltung Ubertragende Gesellschaft ***A GmbH*** schlielt zumindest seit
2005 jahrlich Managementvertrage mit der ***B GmbH*** ab. Leistungsumfang der
Managementvertrage sind seit dem Jahr 2005 im Wesentlichen: Finanzcontrolling, Erarbeitung
der Unternehmensstrategie, Key-Account inldandischer Kunden und Geschaftsanbahnung bei
internationalen Geschaften (Managementvertrage ab 2005). Ab dem Jahr 2009 entfiel das
Finanzcontrolling; stattdessen wurden Leistungen fir M&A Aktivitaten und
Innovationsmanagement erbracht (Managementvertrag ab 2009). Der Managementvertrag ist
seitens der ***A GmbH*** von ***Z*** unterfertigt. Fur die ***B GmbH*** zeichnete

***V***

Der aktenkundige Leistungsnachweis hinsichtlich der Managementvertrage fir das 2. Quartal
2007 enthilt vorangestellt die Uberschrift ,, Leistungen ***Z*** *x*y*x*“ Darin enthalten
sind betreffend das Finanzcontrolling ,3 Managementmeetings zur Finanzsituation des
Unternehmens und der Geschdiftsentwicklung (19.4., 15.5., 12.6.) 36 Stunden“ abgebildet.
Weiters angefiihrt betreffend die Unternehmensstrategie ist etwa ,, Analyse Monatsreporting
(3 Meetings [ein Geschdiftsfiihrer der ***B GmbH*** 23.4., 15.5., 12.6.) 9 Stunden“ sowie
»,Tenderverfahren ***4*** (Vorgespréiche mit ***5***, Unterlagendurchsicht,
Angebotsstrategie (12.6., 19.6., Durchgehende Bearbeitung im Juni) 80 Stunden”.

Der aktenkundige Leistungsnachweis hinsichtlich der Managementvertrage fir das Jahr 2008
(1. April 2007 bis 31. Marz 2008) fiihrt folgende Leistungen betreffend das Finanzcontrolling
an: ,Mitdem CFO der ***Unternehmensname*** erfolgten monatliche
Ergebnisbesprechungen auf Grundlage der Monats- und Quartalsreports: 24.4., 15.5., 12.6.,
20.7., 23.8., 13.9., 18.10., 27.11., 21.12., 22.2., 21.3. 36 Stunden”; ,,Bankengespriche
(Finanzierungen, Veranlagungen); 3.6. [Bankname], 10.6. [D Bank AG], 16.8. [Bankname], 5.9.
[Bankname], 16.11. [Bankname], 11.12. [Bankname] 24 Stunden” und ,, Finanzforum Alpbach
2/4/5. Oktober”. Hinsichtlich der Erarbeitung der Unternehmensstrategie wird Folgendes
angefihrt: ,, Suche nach neuen Geschdftsfeldern fiir die ***Unternehmensname*** und
Priifung von M&A-Méglichkeiten.” Weiters ,Managementmeetings zur Strategieentwicklung
(19.4., 15.5., 12.6., 6.7., 14.9., 9.11., 3.12., 18.1., 14.3.) 108 Stunden*“; , Tenderverfahren
*EEAXEE (Vorgespriche mit ***5*** Unterlagendurchsicht, Angebotsstrategie (21.5., 23.5., 9-
13.6., 19.6.) 100 Stunden”; , Kooperationsgespréiche mit Bundesdruckerei (10/11.7. ***Qrt***,
22,7) 50 Stunden”; ,, Kooperationsgespréche — Beteiligungen: ***Unternehmen 5*** (6/7.9.
**E*Qrt***, 13.12.) 64 Stunden”; ,,Kooperationen mit Druckpartnern: 21.6. ***Unternehmen
3*** (Anmerkung: ***A GmbH*** war von 17. November 2005 bis 1. Juni 2012
Gesellschafterin) 7.12. ***Unternehmen 6*** 32 Stunden”.
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Die Beschwerdefiihrerin sowie die ***B GmbH*** nahmen an keinem gemeinsamen Cash-Pool
teil. Ebenso wenig wurden zwischen den betreffenden Gesellschaften und Privatstiftungen
weitere, nicht vorgelegte Vertrage — weder miindlich noch schriftlich —geschlossen (siehe BFG
3. Oktober 2023, GZ RV/7103350/2019).

Die ***A GmbH*** erbringt vergleichbare Beratungsleitungen auch fiir andere Unternehmen
wie zB ***Unternehmen 1*** (FN ***g***) (***y*** war von 23. November 2000 bis 21.
November 2003 als selbststandig vertretungsbefugter Geschaftsfiihrer im Firmenbuch
eingetragen), ***Unternehmen 2*** (FN ***7%**¥) (***A GmbH*** war von 2. Marz 2001 bis
30. Dezember 2011 Gesellschafterin) oder ***Unternehmen 3*** (FN ***g***) (***A
GmbH*** war von 17. November 2005 bis 1. Juni 2012 Gesellschafterin) (siehe BFG 3. Oktober
2023, GZ RV/7103350/2019).

Die ,***Z Privatstiftung*** und die ***Y Privatstiftung*** haben ab dem Jahr 2004
nachweislich damit begonnen, die Moglichkeiten eines (teilweisen) Verkaufes der ***B
GmbH*** an einen strategischen Partner zu evaluieren. Ein wesentliches Motiv fir die Suche
von Kaufinteressenten war die erreichte Steigerung des Unternehmenswertes zu realisieren
und aus dem Investment einen entsprechenden Liquiditatszufluss zu erzielen (siehe BFG 3.
Oktober 2023, GZ RV/7103350/2019). Die ***) GmbH*** (heutige ***) Holding GmbH*** als
Teil ***A Bank***-Gruppe) wurde mit der Suche nach Kaufinteressenten fiur die ***B
GmbH*** mandatiert und erstellte in der Folge eine Longlist moglicher Kaufinteressenten
(siehe Vorhaltbeantwortung vom 19. November 2015 samt aktenkundiger Beilagen). Diese
umfasste neben anderen Druckereien auch Private Equity Fonds aus dem In- und Ausland.
Nach Abstimmung mit den Eigentiimern verschickte ***) GmbH*** GmbH an ausgewahlte
Unternehmen ein Investitionsmemorandum. Einige Unternehmen gaben Ende April/Anfang
Mai 2004 einen Letter of Interest mit indikativen Kaufangeboten ab (siehe
Vorhaltbeantwortung vom 19. November 2015 samt aktenkundiger Beilagen). Die
insbesondere mit der deutschen ***K GmbH***, der schweizer ***L AG*** sowie der US-
amerikanischen ***M*** geflihrten Verhandlungen fiihrten zu keinem Vertragsabschluss
(siehe Vorhaltbeantwortung vom 19. November 2015 samt Verhandlungsprotokoll vom 25.
Oktober 2004 als aktenkundiger Beilage Nr 10).

Nach Beendigung des Verkaufsmandates der ***) GmbH*** (FN ***9*** _ nunmehr ***)
Holding GmbH*** als Teil der ***A Bank***-Gruppe) gab es weitere Verhandlungen mit
Interessenten. Der US-amerikanische Fonds ***N*** |egte ein Angebot UGber EUR 30 Millionen
(entspricht dem letztendlichen Kaufpreis). Die Verhandlungen fiihrten nicht zu einem positiven
Verkaufsabschluss.

Im Laufe des Jahres 2006 ist die ***D Bank AG*** — respektive deren 100%ige
Tochtergesellschaft die ***E GmbH*** — an die ***C GmbH*** bzw an die ,***Z

Privatstiftung*** sowie an die ***Y Privatstiftung*** herangetreten und bekundete ihr
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Interesse im Rahmen eines Verkaufs der Anteile an der ***B GmbH*** die Finanzierung zu
Ubernehmen (Vorhaltbeantwortung vom 19. November 2015).

Vorbereitend hat die ***D Bank AG*** beginnend ab dem Jahr 2006 entsprechende
Uberpriifungen (Due Diligence) vorgenommen, um Sicherheit dariiber zu erlangen, ob und in
welchem Ausmald die ***B GmbH*** als Akquisitionsobjekt fiir eine Fremdfinanzierung des
Kaufpreises und die damit verbundene Ubernahme eines wirtschaftlichen Risikos durch die
***D Bank AG*** geeignetist. Der Due Diligence-Prozess, die Ende 2006 begann, umfasste ua
auch eine Financial Due Diligence sowie eine Legal Due Diligence. Die Due Diligence
Uberpriifungen wurden dabei durch die von der ***D Bank AG*** bzw der ***E GmbH***
engagierten Beratungsunternehmen (***Steuerberatungs GmbH&Co KG*** bzw
***Rechtsanwalte GmbH***) durchgefiihrt. Die Financial Due Diligence, welche von der
***Steuerberatungs GmbH&Co KG*** durchgefiihrt wurde, fand in den Monaten Februar und
Madrz 2007 statt.

In weiterer Folge war die ***D Bank AG*** bereit eine Finanzierung von EUR 25 Millionen
bereitzustellen. Die Ergebnisse der Due Diligence Uberpriifungen sindin die mit der ***F
GmbH*** abgeschlossenen Kreditvertrage eingeflossen (insbesondere in Bezug auf die in den
Vertragen festgelegten Financial Covenants sowie der ***D Bank AG*** eingerdaumte
Informations-, Zustimmungs- und Genehmigungsrechte). Die Erwerberin selbst flihrte jedoch
keine eigene Due Diligence durch. Es fanden keine dokumentierten Kaufpreisverhandlungen
statt, vielmehr wurde der von der Kauferseite veranschlagte Kaufpreis iHv EUR 30 Millionen
akzeptiert.

Mit Verschmelzungsvertrag vom 21. Dezember 2006 wurde zum Stichtag 30. Juni 2006 die
***¥C GmbH*** down-stream auf die ***B GmbH*** verschmolzen (aktenkundiges Protokoll
Uber die auRerordentliche Generalversammlung der ***C GmbH*** vom 21. Dezember 2006
betreffend die Beschlussfassung tiber die Verschmelzung mit der ***B GmbH***;
aktenkundiges Protokoll Uber die auerordentliche Generalversammlung der ***B GmbH***
vom 28. Dezember 2006 betreffend ua die Beschlussfassung tiber die Verschmelzung mit der
***C GmbH*** sowie Verschmelzungsvertrag vom 28. Dezember 2006). Folge der
Verschmelzung war, dass die ***Y Privatstiftung*** und die ,***Z Privatstiftung*** direkt je
50% Gesellschafterinnen der ***B GmbH*** sind.

Die mit Gesellschaftsvertrag vom 2. Marz 2007 errichtete Beschwerdefiihrerin (FN 290506 s—
vormals ***F GmbH*** — Firmenanderung mittels Generalversammlungsbeschluss vom 24.
Juni 2010), kaufte mit Kauf- und Abtretungsvertrag vom 26. Marz 2007 die Anteile an der ***B
GmbH*** um EUR 30.000.000,00 von der ***Y Privatstiftung*** und von der , ***Z
Privatstiftung***.

Kurz vor dem Erwerb wurden die Gesellschafterinnen der Beschwerdefiihrerin (vormals ***F
GmbH***) als Erwerberin, die ***G Privatstiftung*** und ***H Privatstiftung*** am 8.
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Februar 2007 bzw am 12. Februar 2007 errichtet. Die Erwerbergesellschaft selbst (***F
GmbH***) wurde mit Gesellschaftsvertrag vom 2. Marz 2007 errichtet.

Stifter der ***G Privatstiftung*** sind ***Y*** und die ***Y Privatstiftung***.
Stiftungsvorstande sind ***y**#* x**)*** (Funktion geldéscht mit Firmenbucheintragung vom
28. Oktober 2008; stattdessen vertritt die Ehefrau des Stifters ***U*** gemeinsam mit einem
weiteren Vorstandsmitglied seit 20. Oktober 2008) und ***Z*** (Punkt 9.2. der
Stiftungserklarung vom 8. Februar 2006), wobei ***Y*** |qut Stiftungsurkunde die
Einzelvertretungsbefugnis eingeraumt wurde (Punkt 9.5. der Stiftungserklarung vom 8. Februar
2006). ***Y*** hat zu Lebzeiten ein bindendes Vorschlagsrecht bei Neubenennungen des
Stiftungsvorstandes, ein Recht zur Abberufung von Vorstandsmitgliedern aus wichtigen
Griinden (Punkt 9.4. der Stiftungserklarung vom 8. Februar 2006), die
Einzelvertretungsbefugnis sowie ein Anderungsrecht der Stiftungserklarung (Punkt 12.1. der
Stiftungserklarung vom 8. Februar 2006). Der Stiftungsvorstand entscheidet mit einfacher
Mehrheit (Punkt 9.5. der Stiftungserklarung vom 8. Februar 2006). Die Funktionsdauer des
ersten Stiftungsvorstandes gilt fir jedes Mitglied auf flnf Jahre. Nachfolgende Mitglieder des
Stiftungsvorstandes sind jeweils auf fiinf Jahre zu bestellen (Punkt 9.3. der Stiftungserklarung
vom 8. Februar 2006). Ein Widerrufsrecht wurde nicht vorbehalten. Die Auflésung der Stiftung
erfordert einen einstimmigen Beschluss von Stiftungsvorstand und Stifter (Punkt 13. der
Stiftungserklarung vom 8. Februar 2006). Bei der ***G Privatstiftung*** war weder zum
Zeitpunkt der Vertragsverhandlungen noch zum Zeitpunkt des Abschlusses des Kauf- und
Abtretungsvertrages bzw zum Zeitpunkt des Zuflusses des Kaufpreises der ***B GmbH*** ein
Begiinstigter festgelegt. Die Beglinstigten der Stiftung werden vom der ***| Privatstiftung***
festgestellt, wobei zu den betrachtungsgegenstandlichen Zeitpunkten von dieser keine
Festlegungen von Beglinstigten stattgefunden haben, eine abstrakte Beschreibung potentiell
Begiinstigter lag ebenfalls nicht vor. Letztbeglinstigte ist die ***Y Privatstiftung***, wenn kein

Begiinstigter mehr vorhanden ist (Punkt 6. und 7. der Stiftungserklarung vom 8. Februar 2006).

Stifter der ***H Privatstiftung*** sind ***Z*** und die ***| Privatstiftung***.
Stiftungsvorstande sind hier ***Z*** ***\W*** (Funktion geldscht mit Firmenbucheintragung
am 26. Februar 2010; stattdessen vertritt seit 19. Janner 2010 die Ehefrau des Stifters ***S***
gemeinsam mit einem weiteren Vorstandsmitglied) und ***Y*** wobei ***Z*** |aut
Stiftungsurkunde die Einzelvertretungsbefugnis eingerdumt wurde (Punkt 9. der
Stiftungserklarung vom 12. Februar 2007). Der Stiftungsvorstand entscheidet mit einfacher
Mehrheit. (Punkt 9.5. der Stiftungserklarung vom 12. Februar 2007). Die Funktionsdauer des
ersten Stiftungsvorstandes gilt fiir jedes Mitglied auf finf Jahre. Nachfolgende Mitglieder des
Stiftungsvorstandes sind jeweils auf finf Jahre zu bestellen (Punkt 9.3. der Stiftungserklarung
vom 12. Februar 2007). ***Z*** hat zu Lebzeiten ein bindendes Vorschlagsrecht bei
Neubenennungen des Stiftungsvorstandes (Punkt 9.4. der Stiftungserklarung vom

12. Februar 2007), ein Recht zur Abberufung von Vorstandsmitgliedern aus wichtigen Griinden

(Punkt 9.4. der Stiftungserklarung vom 12. Februar 2007), die Einzelvertretungsbefugnis (Punkt
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9.5. der Stiftungserklarung vom 12. Februar 2007) sowie ein Anderungsrecht der
Stiftungserklarung (Punkt 12.1. der Stiftungserklarung vom 12. Februar 2007). Ein
Widerrufsrecht wurde nicht vorbehalten. Die Auflosung der Stiftung erfordert einen
einstimmigen Beschluss von Stiftungsvorstand und Stifter. Bei der ***H Privatstiftung*** war
weder zum Zeitpunkt der Vertragsverhandlungen noch zum Zeitpunkt des Abschlusses des
Kauf- und Abtretungsvertrages bzw zum Zeitpunkt des Zuflusses des Kaufpreises der ***B
GmbH*** ein Beglnstigter festgelegt. Die Beglinstigten der Stiftung werden vom der ***Y
Privatstiftung*** festgestellt, wobei zu den betrachtungsgegenstdndlichen Zeitpunkten von
dieser keine Festlegungen von Beglinstigten stattgefunden haben, eine abstrakte Beschreibung
potentiell Beglinstigter lag ebenfalls nicht vor. Letztbegiinstigte ist die ***| Privatstiftung***,
wenn kein Beglinstigter mehr vorhanden ist (Punkt 6. und 7. der Stiftungserklarung vom

12. Februar 2007). Geschéaftsanschrift der ***H Privatstiftung*** ist ***Adresse***

(Firmenbuchauszug).

Die erwerbende Beschwerdefiihrerin, vormals ***F GmbH***, wurde mit Gesellschaftsvertrag
vom 2. Marz 2007 gegriindet. Der Gesellschaftsvertrag wurde unterzeichnet von ***Y*** g3ls
selbststandig vertretungsbefugtes Mitglied des Vorstandes der ***G Privatstiftung*** als
Gesellschafterin und ***Z*** als selbststandig vertretungsbefugtes Mitglied des Vorstandes
der ***H Privatstiftung*** als Gesellschafterin. Mit selben Notariatsakt wurde ***V*** mit
Gesellschafterbeschluss zum selbstandig vertretungsbefugten Geschaftsfiihrer bestellt
(aktenkundiger Gesellschaftsvertrag vom 2. Marz 2007). Die Eigenmittelausstattung der ***F
GmbH*** war relativ gering (siehe Ausfiihrung der steuerlichen Vertretung in der
Vorhaltbeantwortung vom 19. November 2015).

Ein Geschaftsflihrungsvertrag zwischen ***V*** und der Beschwerdefihrerin, vormals ***F
GmbH*** bestand ebenso wenig wie ein Dienstvertrag. Festgestellt wird, dass ***V*** zudem
Dienstnehmer und Geschaftsfiihrer der erworbenen Kapitalgesellschaft ***B GmbH*** war.
Eine Zeugeneinvernahme von ***V*** scheidet aus, weil dieserim Jahr 2019 verstorben ist.
Eine Einvernahme im Rahmen der AuRenpriifung zum Streitgegenstand ist nicht erfolgt.

Am 26. Marz 2007 fand eine Generalversammlung der vormaligen ***F GmbH*** (nunmehr
Beschwerdefiihrerin) in den Raumlichkeiten der ***A GmbH*** in ***Adresse*** statt. Die
Gesellschafterinnen (***H Privatstiftung*** und ***G Privatstiftung***) wurden durch die
selbstandig vertretungsbefugten Vorstande, ***Z*** und ***Y*** vertreten. ***Z***
Ubernahm den Vorsitz der Generalversammlung.

Inhaltlich wurde auszugsweise wie folgt lautender Generalversammlungsbeschluss gefasst:

,,ad Punkt 1 der Tagesordnung [1. Kauf der ***Unternehmen*** (***B GmbH***)]:

Die Geschdftsfiihrung [der ***F GmbH***: ***y***] der ***F GmbH*** wird ermdchtigt 100%
der Anteile an der ***Unternehmen*** [***B GmbH***] um den Kaufpreis von EURO 30
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Millionen zu erwerben und die dementsprechenden Vertrdge und Notariatsakte zu
unterfertigen.

Dieser Antrag wird einstimmig angenommen.
ad Punkt 2 der Tagesordnung [2. Finanzierung]:

Die Geschdftsfiihrung [der ***F GmbH***] wird ermdchtigt bei der ***D Bank AG*** die
Finanzierung des Kaufpreises durchzufiihren und die entsprechenden Vereinbarungen zu
schliefSen. Die Fremdfinanzierung des Anteilskaufs soll EURO 25 Millionen nicht iibersteigen.

Dieser Antrag wird einstimmig angenommen.
ad Punkt 3 der Tagesordnung [Eigenkapitalausstattung]:

Die Geschdftsfiihrung [der ***F GmbH***] wird ermdchtigt eine Gewinnausschiittung der
[***B GmbH***] an die [***F GmbH***] in der Héhe von EURO 4 Millionen zu beschliefden.

Die [***F GmbH***] wird somit ein Gesamtkapital von EURO 5 Millionen haben.

Dieser Antrag wird einstimmig angenommen. [...]"

Ebenfalls am 26. Marz 2007 wurde zwischen der ***Y Privatstiftung®*** und der ,***Z
Privatstiftung*** und der ***F GmbH*** ein Kauf- und Abtretungsvertrag geschlossen. Mit
Ablauf des 31. Madrz 2007 traten die ***Y Privatstiftung*** und die , ***Z Privatstiftung***
ihre Geschaftsanteile Anteile an der ***B GmbH*** andie ***F GmbH*** ab (Punkt 2 und 3
des Vertrages). Die ***F GmbH*** erwarb die abtretungsgegenstindlichen Geschéaftsanteile
mit allen Anspriichen, Rechten und Pflichten, wie sie der ***Y Privatstiftung*** und der ,***Z
Privatstiftung®** als bisherige Gesellschafterim Zeitpunkt des Ablaufes des 31. Marz 2007
zugestanden sind (Punkt 4 des Vertrages). Nach Punkt 6 des Vertrages haben die die ***Y
Privatstiftung™** und die ,, ***Z Privatstiftung*** der ***F GmbH*** die Moglichkeit
eingeraumt, die rechtlichen, steuerlichen, finanziellen und technischen Verhéltnisse der ***B
GmbH*** und ihres Unternehmens im Rahmen einer Due Diligence Priifung zu priifen, wobei
der Umfang und der Inhalt dieser Priifung der ***F GmbH*** (berlassen war. Der Kauf- und
Abtretungspreis betrug nach Punkt Il insgesamt EUR 30.000000,00. Punkt IV. des Vertrages
regelt Zusicherungen und Gewahrleistungen, Punkt V. regelt die Verrechnung von Abgaben,
Punkt VI Haftungseinschrankungen und Grenzen, Punkt VII. Sicherheiten und Punkt der VIII.
Diverses. Der Vertrag stand nach Punkt XI. unter der auflésenden Bedingung der vollstandigen
Bezahlung des Kauf- und Abtretungspreises.

Zur Finanzierung des sachverhaltsgegenstandlichen Erwerbs der Anteile an der ***B GmbH***
um den Kaufpreis von EUR 30 Millionen wurden von der ***F GmbH*** zwei Kreditvertrage
mit der ***D Bank AG*** abgeschlossen. Die Finanzierungsverhandlungen wurden nicht von
der ***F GmbH*** als Kauferin gefihrt. Vielmehr ist — wie bereits ausgefiihrt —die ***D Bank
AG*** —respektive deren 100%ige Tochtergesellschaft die ***E GmbH*** —im Jahr 2006 an
die Verkduferseite, ndmlich an die ***C GmbH*** bzw an die ,***Z Privatstiftung*** sowie an
die ***Y Privatstiftung*** herangetreten, um Verhandlungen zur Finanzierung eines
Anteilskaufes zu fihren. Wie bereits festgestellt wurde die Geschaftsfliihrung der ***F
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GmbH*** mit Generalversammlungsbeschluss vom 26. Marz 2007 ermachtigt die Anteile um
EUR 30 Mio zu erwerben und EUR 25 Mio dabei entsprechend der von ***Y*** ynd ***z***

von Verkauferseite ausverhandelten Finanzierungsbedingungen fremd zu finanzieren.

Aus dem Kreditvertrag Senior A (***Kredit 1***) geht insbesondere hervor, dass der
Kreditbetrag EUR 18 Millionen betrdagt und die weiteren Mittel fir den Erwerb der
Zielgesellschaftsanteile wie folgt aufzubringen sind (Punkt 4.1.2 Aufbringung der Mittel fir den
Erwerb der Zielgesellschaft-Anteile des Kreditvertrages Senior A):

»(a) Der Kaufpreis fiir die Zielgesellschaft-Anteile betrdgt EUR 30.000.000,- (,Kaufpreis®).
(b) Im Zusammenhang mit der Finanzierung des Kaufpreises werden
(i) der Kreditgeber mit dem Kreditnehmer diesen Kreditvertrag abschlief3en,

(ii) der Kreditgeber (in dieser Eigenschaft ,Senior-B-Kreditgeber’) mit dem Kreditnehmer einen
Kreditvertrag iber maximal EUR 7.000.000,- (,Senior-B-Kreditvertrag®‘) abschliefSenden, und

(iii) EUR 4.000.000,- an Dividenden der Zielgesellschaft an den Kreditnehmer ausgeschiittet,

(iv) die Gesellschafter des Kreditnehmers [***H Privatstiftung*** und die ***G
Privatstiftung***] dem Kreditnehmer jeden (iber die Summe der in Punkt 4.1.2(b)(i) und (ii)
genannten Betrége hinausgehenden, zur vollstéindigen Bezahlung des Kaufpreises

erforderlichen Betrag in Form von Eigenmitteln zur Verfligung stellen, und zwar einen Betrag in
Héhe von zumindest EUR 1.000.000,-.

(c) Auszahlungsvoraussetzung ist, dass ein Nachweis dariiber vorliegt, dass
(i) der Senior-B-Kreditvertrag rechtswirksam abgeschlossen wurde,

(ii) die Gesellschafter des Kreditnehmers die vorhin genannten Betrdge an den Kreditnehmer
geleistet haben und der Kreditnehmer auf dem Konto beim Kreditgeber, Konto Nr.
***Bankdaten***, iiber ein Kontoguthaben in der Hé6he von zumindest EUR 5.000.000, -
verfligt.”

Das Dokument fihrt in der FuRzeile folgenden Dokumentenpfad an:
K:\KR\RA\10Akquisitionsfinanzierung\***Namen der Unternehmen***\001 Bis closing\0O1la
Senior A\***Unternehmensname*** SeniorA_070327_FINALdoc.doc

Aus dem Kreditvertag Senior B (***Kredit 2***) geht insbesondere hervor, dass der
Kreditbetrag EUR 7 Mio betragt und die weiteren Mittel fiir den Erwerb der
Zielgesellschaftsanteile wie folgt aufzubringen sind (Punkt 4.1.2 Aufbringung der Mittel fir den
Erwerb der Zielgesellschaft-Anteile des Kreditvertrages Senior B):

»(a) Der Kaufpreis fiir die Zielgesellschaft-Anteile betrdgt EUR 30.000.000,- (,Kaufpreis®).

(b) Im Zusammenhang mit der Finanzierung des Kaufpreises werden

(i) der Kreditgeber mit dem Kreditnehmer diesen Kreditvertrag abschlief3en,

(ii) der Kreditgeber (in dieser Eigenschaft ,Senior-A-Kreditgeber’) mit dem Kreditnehmer einen
Kreditvertrag iiber maximal EUR 18.000.000,- (,Senior-A-Kreditvertrag®) abschlief3enden, und
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(iii) EUR 4.000.000,- an Dividenden der Zielgesellschaft an den Kreditnehmer ausgeschiittet,

(iv) die Gesellschafter des Kreditnehmers [***H Privatstiftung*** und die ***G
Privatstiftung***] dem Kreditnehmer jeden iiber die Summe der in Punkt 4.1.2(b)(i) und (ii)
genannten Betréige hinausgehenden, zur vollstéindigen Bezahlung des Kaufpreises
erforderlichen Betrag in Form von Eigenmitteln zur Verfiigung stellen, und zwar einen Betrag in
Hoéhe von zumindest EUR 1.000.000, -.

(c) Auszahlungsvoraussetzung ist, dass ein Nachweis dariiber vorliegt, dass
(i) der Senior-A-Kreditvertrag rechtswirksam abgeschlossen wurde,

(ii) die Gesellschafter des Kreditnehmers die vorhin genannten Betrdge an den Kreditnehmer
geleistet haben und der Kreditnehmer auf dem Konto beim Kreditgeber, Konto Nr.
***Bankdaten***, (iber ein Kontoguthaben in der H6he von zumindest EUR 5.000.000, -
verfligt.”

Das Dokument flhrt in der FuRzeile folgenden Dokumentenpfad an: K:\KR\RA\10
Akquisitionsfinanzierung\***Namen der Unternehmen***\001 Bis closing\01b Senior
B\***Unternehmensname*** SeniorB_070327_FINAL.doc

Der Anteilserwerb wurde somit zu ca 80% durch die ***D Bank AG*** fremdfinanziert.

Aufgrund der zwischen der ***E GmbH*** und der ***F GmbH*** am 28. Marz 2007
geschlossenen Vereinbarung war Letztere dazu verpflichtet ein Bearbeitungsentgelt fir die von
der ***E GmbH*** erbrachten Beratungsleistungen bezliglich der Strukturierung der
Aufbringung von Fremdkapital iHv EUR 312.500,00 (netto) zu bezahlen. Am 29. Marz 2007
erfolgte die Rechnungslegung. Ein Leistungsverzeichnis konnte nicht mehr angefordert
werden; die ***E GmbH*** wurde 2013 liquidiert (Vorhaltbeantwortung vom 20. September
2016).

Datiert mit 11. Juni 2007 adressiert an die ***F GmbH*** (nunmehr Beschwerdefiihrerin)
wurden vom Rechtsanwalt Kosten fiir 1. die Erstellung und Uberarbeitung des Kaufs-und
Abtretungsvertrages zwischen der ***Y Privatstiftung***, der ,***Z Privatstiftung*** und der
**EXFE GmbH***; 2. die Priifung von Kreditvertragen mit der ***D Bank AG***; 3. die Priifung
von Sicherheitenvertragen mit der ***D Bank AG***, sowie 4. samtliche mit diesen Leistungen
im Zusammenhang stehende Nebenleistungen, wie Telefonate, Korrespondenz, Konferenzen
und Kommissionen in Rechnung gestellt. Das aktenkundige Schriftstiick hat einen
Eingangsstempel der ***B GmbH*** vom 13. Juni 2007 und enthélt einen handschriftlichen
Vermerk bezahlt am 27. Juni 2007.

Das Bundesfinanzgericht geht im Beschwerdefall vom Vorliegen einer tatsachlich koordiniert
ausgelbten einheitlichen Leitung und Einflussnahme, sowohl auf Verkaufer- als auch auf
Erwerberseite jedenfalls in den wichtigsten Fragen der Unternehmenspolitik, (mittelbar) durch
die natirlichen Personen ***Z*** ynd ***Y*** 'im Zeitpunkt des gegenstandlichen

Transaktionsvorganges aus. Diesen kamen wie festgestellt aufgrund der bestehenden
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personellen Verflechtung hinsichtlich des gegenstandlichen Transaktionsvorganges samtliche
wesensimmanenten Entscheidungen in Zusammenhang damit zu. Sie haben nachweislich
samtliche Vertragsbedingungen und Finanzierungsentscheidungen ausverhandelt und dariber
hinaus im Wege von Beratungsleistungen auch die weiterhin bestehende Einflussnahme auf
die Zielgesellschaft insbesondere im Bereich der Unternehmensstrategie und des
Finanzcontrollings sichergestellt. Das tatsachliche Geschehen zeigt eine koordinierte
Vorgangsweise der beiden Stifter sowie selbststandig vertretungsbefugten Stiftungsvorstande
samtlicher an der gegenstandlichen Transaktion beteiligten Privatstiftungen, sowohl auf
Kaufer- als auch auf Verkauferseite, auf.

Die Beschwerdefihrerin, vormals ***F GmbH*** und die ***B GmbH*** bilden eine
Unternehmensgruppe iSd § 9 KStG 1988. Der Gruppenvertrag vom 14. Dezember 2007 gilt ab
der Veranlagung 2008.

Die streitgegenstandliche Firmenwertabschreibung wurde wie folgt berechnet:

Steuerliche Anschaffungskosten EUR 30.000.000,00
Hiervon 50 % Bemessungsgrundlage fiir Firmenwertabschreibung EUR 15.000.000,00
Basis EUR 15.000.000,00
Firmenwertabschreibung EUR 1.000.000,00

Seit 2008 wurde eine Firmenwertabschreibung iHv EUR 1.000.000,00 jahrlich geltend gemacht.

Fir den Anteilskauf hat die ***F GmbH*** bei der ***D Bank AG*** zwei Kredite (***Kredit
1*** und ***Kredit 2***) aufgenommen. Dafir sindim Jahr 2015 Zinsen iHv EUR 229.401,83,
im Jahr 2016 Zinsen iHv EUR 184.788,95, im Jahr 2019 Zinsen iHv EUR 55.620,27 und im Jahr
2020 Zinsen iHv EUR 30.568,71 angefallen.

Im Jahr 2019 erfolgte eine doppelte Erfassung der Anspruchzinsen iHv EUR 13.045,70. Eine
Hinzurechnung (bzw Neutralisierung) erfolgte sowohl in der Korperschaftsteuererklarung fiir
das Jahr 2019 als auch in der bescheidmaRigen Festsetzung der Korperschaftsteuer fiir das Jahr
2019; somit doppelt. Dies entspricht auch den Ausfiihrungen im Vorlagebericht.

Weder vom Bundesfinanzgericht noch von der belangten Behorde werden Zweifel an der
wirtschaftlichen Begriindetheit der von der Beschwerdefiihrerin gewahlten Gestaltung gehegt
(siehe BFG 3. Oktober 2023, GZ RV/7103350/2019). Die steuerliche Vertretung der
Beschwerdefiihrerin brachte glaubhaftvor, dass der Verkauf der ***B GmbH*** vorbereitet
wurde, um die stillen Reserven in den die Beteiligung haltenden Privatstiftungen zu realisieren,
was durch Gewinnausschittungen nicht moglich gewesen ware. Der Anteilsverkauf war fir die
Darstellung im Konzernabschluss erforderlich (vgl Erkenntnis zu den Vorjahren BFG 3. Oktober
2023, RV/7103350/2019).
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Die Beschwerdefiihrerin notierte unstrittig ab dem Jahr 2011 an der Borse. In der Folge musste
das Unternehmen im Jahr 2020 (eingeleitet im Jahr 2018) mangels Streubesitz von der Borse
genommen werden (vgl Erkenntnis zu den Vorjahren BFG 3. Oktober 2023, RV/7103350/2019).

Der festgestellte Sachverhalt lag den Gruppenfeststellungsbescheiden ab dem (Wurzel-)Jahr
2008 zu Grunde. Die Beschwerde gegen diese Bescheide wies das Bundesfinanzgericht mit
Erkenntnis vom 3. Oktober 2023, RV/7103350/2019 als unbegriindet ab.

2. Beweiswiirdigung

Die Sachverhaltsfeststellungen griinden sich auf den Inhalt des vorgelegten Verwaltungsaktes.

**KYEEX hat sich auf Ebene der ***Y Privatstiftung*** die beherrschende Stellung des Stifters
durch Vorbehalt von Einflussnahme- und Gestaltungsmoglichkeiten gesichert. So hat sich der
Stifter auf Lebenszeit als Stiftungsvorstand mit Einzelzeichnungsberechtigung (nach aulRen)
eingesetzt; das bindende Vorschlagsrecht bei Neubenennung eines Stiftungsvorstandes
vorbehalten; ein Anderungsrecht der Stiftungserklarung und ein Widerrufsrecht der Stiftung
vorbehalten.

Der Stiftungsvorstand der ***Y Privatstiftung®*** besteht aus drei Mitgliedern.
Einzelvertretungsbefugt ist dabei der Stifter ***Y*** selbst. Weitere Mitglieder sind seine
Ehefrau ***U*** und ***Z*** Damit ergibt sich nach MaRgabe des Stiftungsrechts faktisch
die Alleinvertretungsmoglichkeit durch ***Y*** (Stifter und Vorstand) im AuRenverhéltnis.
Dies ergibt sich aus Punkt 9.5. der Stiftungserklarung. Im Innenverhaltnis ist nach Punkt 9.5 der
Stiftungsurkunde einfache Mehrheit erforderlich. Die einfache Mehrheit kann dabei in
Zusammenwirkung mit einer dem Stifter nahestehenden Person, ndmlich seiner Ehefrau
*rEU*** erreicht werden. Des Weiteren ergibt aus der engen wechselseitigen
Personenverflechtung zwischen dem dritten Vorstandsmitglied (***Z***) eine faktische
Verbundenheit: Die beiden wesentlichen Entscheidungstrager — *¥**Y*** ynd ***7*** — sind
wie oben festgestellt gemeinsam Geschaftsfihrer zB der ***C GmbH*** sowie der ***A
GmbH*** oder (vormals) Gesellschafter der ***A GmbH***, Zudem hatten ***Y*** und
**EZ*%* vice versa in den von ihnen jeweils errichteten Stiftungen einen Vorstandssitz (***Y
Privatstiftung™***, ,***Z Privatstiftung***, ***G Privatstiftung*** und ***H Privatstiftung™***).

**EXZ*%* hat sich auf Ebene der ,, ***Z Privatstiftung*** die beherrschende Stellung des Stifters
durch Vorbehalt von Einflussnahme- und Gestaltungsmoglichkeiten gesichert. So hat sich der
Stifter auf Lebenszeit als Stiftungsvorstand mit Einzelzeichnungsberechtigung (nach aulRen)
eingesetzt; das bindende Vorschlagsrecht bei Neubenennung eines Stiftungsvorstandes
vorbehalten; ein Anderungsrecht der Stiftungserkldrung und ein Widerrufsrecht der Stiftung
vorbehalten.
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Der Stiftungsvorstand der , ***Z Privatstiftung*** besteht aus drei Mitgliedern.
Einzelvertretungsbefugt ist dabei der Stifter ***Z*** selbst. Weitere Mitglieder sind seine
Ehefrau ***S*** ynd Herr ***Y***_ Damit ergibt sich nach MaRgabe des Stiftungsrechts
faktisch die Alleinvertretungsmoglichkeit durch ***zZ*** (Stifter und Vorstand) im
AuBenverhaltnis. Dies ergibt sich aus Punkt 9.5. der Stiftungserklarung. Im Innenverhaltnis ist
nach Punkt 9.5 der Stiftungsurkunde einfache Mehrheit erforderlich. Die einfache Mehrheit
kann dabei in Zusammenwirkung mit einer dem Stifter nahestehenden Person, namlich seiner
Ehefrau ***S*** erreicht werden. Des Weiteren ergibt aus der engen wechselseitigen
Personenverflechtung zwischen dem dritten Vorstandsmitglied (***Y***) eine faktische
Verbundenheit: Die beiden wesentlichen Entscheidungstrager — ***Y*** ynd ***zZ*** — sind
wie oben festgestellt gemeinsam Geschéftsfihrer zB der ***C GmbH*** sowie der ***A
GmbH*** oder (vormals) Gesellschafter der ***A GmbH***, Zudem hatten ***Y*** und
*EkAZ*** vice versa in den von ihnen jeweils errichteten Stiftungen einen Vorstandssitz (***Y

Privatstiftung***, , ***Z Privatstiftung***, ***G Privatstiftung*** und ***H Privatstiftung™***).

Im Beschwerdefall waren Gesellschafter der ***A GmbH*** zum Zeitpunkt des Ankaufs der
Anteile an der nunmehrigen Zielgesellschaft ***B GmbH*** ***z*** ynd ***y*** 7y je 50 %.
Die ***A GmbH*** ***B GmbH*** erbrachte aufgrund von Managementvertragen Leistungen
insbesondere auch im Bereich der Finanzierung und Unternehmensstrategie. Seit 13. Marz
2001 waren die Stiftungen der vormaligen Gesellschafter, die ***Y Privatstiftung*** und die

, ¥**Z Privatstiftung***, Gesellschafter der ***A GmbH***, ***7*** ynd ***y*** plieben
selbstindig vertretungsbefugte Geschaftsfiihrer. Mit Spaltungs- und Ubernahmevertrag vom
24. August 2004 wurde die Beteiligung an der ***B GmbH*** in die kurz zuvor errichtete
Schwestergesellschaft der ***A GmbH***, die ***C GmbH***, abgespalten. Hinzuweisen ist,
dass parallel imJahr 2004 die Kaufersuche fir die ***B GmbH*** erfolgte. Gesellschafter der
Ubernehmenden ***C GmbH*** waren ebenfalls die ***Y Privatstiftung*** und , ***Z
Privatstiftung*** zu je 50%. Selbstandig vertretungsbefugte Geschaftsfiihrer der ***C
GmbH*** waren ***Z*** ynd ***Y*** Mit Verschmelzungsvertrag vom 21. Dezember 2006
(Stichtag 30. Juni 2006), somit einige Monate vor dem Verkauf der ***B GmbH*** an die ***F
GmbH*** (nunmehrige Beschwerdefiihrerin) am 26. Marz 2007 wurde die ***C GmbH***
down-stream auf die ***B GmbH*** verschmolzen. ***Z*** und ***Y*** waren somit nicht
mehr als Geschaftsfuhrer der Muttergesellschaft der Zielgesellschaft ***C GmbH*** involviert.
Gesellschafter und Verkdufer waren nunmehr die jeweils von ***Z*** ynd ***y***
errichteten Stiftungen, die ***Y Privatstiftung*** und die , ***Z Privatstiftung*** (deren
einzelvertretungsbefugte Stiftungsvorstande sie sind). Hinzuweisen ist auch, dass ***Z*** und
*EERY*EE bis zur freiwilligen Auflosung des Aufsichtsrates im Jahr 2006 der ***B GmbH*** als

Zielgesellschaftin diesem als Vorsitzender und stellvertretender Vorsitzender vertreten waren.

Die Gesellschafterinnen der Beschwerdefiihrerin (vormals ***F GmbH***) als erwerbenden
Kapitalgesellschaft, die ***G Privatstiftung*** und ***H Privatstiftung*** wurden erst im

Februar 2007, somit kurz vor dem streitgegenstandlichen Transaktionsvorgang im Marz 2007
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errichtet. Gleiches gilt fur die mit Gesellschaftsvertrag vom 2. Marz 2007 errichtete
Beschwerdefihrerin selbst.

*EkAZ*** hat sich dabei auf Ebene der ***H Privatstiftung*** die beherrschende Stellung des
Stifters durch Vorbehalt von Einflussnahme- und Gestaltungsmaoglichkeiten gesichert. So hat
sich der Stifter auf Lebenszeit als Stiftungsvorstand mit Einzelzeichnungsberechtigung (nach
aulen) eingesetzt; das bindende Vorschlagsrecht bei Neubenennung eines Stiftungsvorstandes
vorbehalten; ein Anderungsrecht der Stiftungserklarung sowie ein Recht auf Abberufung des
Stiftungsvorstandes aus gewichtigen Griinden vorbehalten. Der Stiftungsvorstand der ***H
Privatstiftung*** besteht zwar aus drei Mitgliedern. Einzelvertretungsbefugt ist dabei jedoch
der Stifter ***Z*** selbst. Weitere Mitglieder sind ***W*** und ***Y***_ Festzuhalten ist,
dass die Funktion von ***W*** a|s Vorstand jedoch mit Firmenbucheintragung vom

26. Februar 2010 geldscht wurde; stattdessen vertritt seit 19. Janner 2010 die Ehefrau des
Stifters ***S*** gemeinsam mit einem weiteren Vorstandsmitglied. Damit ergibt sich nach
MaRgabe des Stiftungsrechts faktisch die Alleinvertretungsmoglichkeit durch ***zZ*** (Stifter
und Vorstand) im AuBenverhdltnis. Dies ergibt sich aus Punkt 9.5. der Stiftungserklarung. Im
Innenverhaltnis ist nach Punkt 9.5 der Stiftungsurkunde einfache Mehrheit erforderlich. Des
Weiteren ergibt sich aus der engen wechselseitigen Personenverflechtung zwischen dem
dritten Vorstandsmitglied (***Y***) eine faktische Verbundenheit: Die beiden wesentlichen
Entscheidungstrager — *¥**Y*** ynd ***Z*** _sind wie oben festgestellt gemeinsam
Geschéaftsfihrer zB der ***C GmbH*** sowie der ***A GmbH*** oder (vormals)
Gesellschafter der ***A GmbH***. Zudem hatten ***Y*** ynd ***Z*** vice versa in den von
ihnen jeweils errichteten Stiftungen einen Vorstandssitz (***Y Privatstiftung***, , ***Z
Privatstiftung***, ***@G Privatstiftung®*** und ***H Privatstiftung***). Zusatzlich wirken die
***Y Privatstiftung***, deren Stifter und einzelvertretungsbefugtes Vorstandsmitglied
*EERY*EE st sowie die ***| Privatstiftung***, deren Stifter und einzelvertretungsbefugtes
Vorstandsmitglied ***Z*** ist, wechselseitig bei der Bestimmung der Beglnstigten der ***G
Privatstiftung®*** und ***H Privatstiftung*** mit. Damit ergibt sich, dass auchim
Innenverhaltnis mit ein bei Zusammenwirken der im Beschwerdefall wiederkehrend
maligebenden Geschaftspartner ***Y*** ynd ***Z*** eine (einfache) Mehrheit und damit

Beschlussfassung moglich ist.

*EEXY*** hat sich auf Ebene der ***G Privatstiftung*** die beherrschende Stellung des Stifters
durch Vorbehalt von Einflussnahme- und Gestaltungsmdoglichkeiten gesichert. So hat sich der
Stifter auf Lebenszeit als Stiftungsvorstand mit Einzelzeichnungsberechtigung (nach auRen)
eingesetzt; das bindende Vorschlagsrecht bei Neubenennung eines Stiftungsvorstandes
vorbehalten; ein Anderungsrecht der Stiftungserklarung sowie ein Recht auf Abberufung des
Stiftungsvorstandes aus gewichtigen Griinden vorbehalten. Der Stiftungsvorstand der ***G
Privatstiftung*** besteht aus drei Mitgliedern. Einzelvertretungsbefugt ist dabei der Stifter
*EERY*EE selbst. Weitere Mitglieder sind ***X*** und ***Z***_ Festzuhalten ist, dass die

Funktion von ***X*** a|s Vorstand jedoch mit Firmenbucheintragung vom 28. Oktober 2008
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geldscht wurde; stattdessen vertritt seit 20. Oktober 2008 die Ehefrau des Stifters ***U***
gemeinsam mit einem weiteren Vorstandsmitglied. Damit ergibt sich nach MaRgabe des
Stiftungsrechts faktisch die Alleinvertretungsmoglichkeit durch ***Y*** (Stifter und Vorstand)
im AuBenverhaltnis. Dies ergibt sich aus Punkt 9.5. der Stiftungserkldarung. Im Innenverhaltnis
ist nach Punkt 9.5 der Stiftungsurkunde einfache Mehrheit erforderlich. Des Weiteren ergibt
sich aus der engen wechselseitigen Personenverflechtung zwischen dem dritten
Vorstandsmitglied (***Y***) eine faktische Verbundenheit: Die beiden wesentlichen
Entscheidungstrager — *¥**Y*** ynd ***Z*** _sind wie oben festgestellt gemeinsam
Geschéaftsfihrer zB der ***C GmbH*** sowie der ***A GmbH*** oder (vormals)
Gesellschafter der ***A GmbH***, Zudem hatten ***Y*** ynd ***Z*** yice versa in den von
ihnen jeweils errichteten Stiftungen einen Vorstandssitz (***Y Privatstiftung***, , ***Z
Privatstiftung***, ***G Privatstiftung®*** und ***H Privatstiftung***). Zusatzlich wirken die
***Y Privatstiftung***, deren Stifter und einzelvertretungsbefugtes Vorstandsmitglied
*EEXY*EE st sowie die ***| Privatstiftung***, deren Stifter und einzelvertretungsbefugtes
Vorstandsmitglied ***Z*** ist, wechselseitig bei der Bestimmung der Beglinstigten der ***G
Privatstiftung®*** und ***H Privatstiftung*** mit. Damit ergibt sich, dass auchim
Innenverhaltnis mit ein bei Zusammenwirken der im Beschwerdefall wiederkehrend
maligebenden Geschaftspartner ***Y*** ynd ***Z*** eine (einfache) Mehrheit und damit

Beschlussfassung moglich ist.

Flr das Bundesfinanzgericht ergibt sich in der Gesamtbetrachtung im Beschwerdefall jedenfalls
eine enge wechselseitige Personenverflechtung zwischen den jeweils
(einzelvertretungsbefugten) Stiftungsvorstanden ***Y*** ynd ***Z*** sowohl auf der auf

Kaufer- als auch Verkduferseite der beteiligten Privatstiftungen.

Die steuerliche Vertretung der Beschwerdefiihrerin brachte wiederholt im Verfahren vor, dass
die betreffenden zwischen der ***A GmbH*** und der ***B GmbH*** geschlossenen
Managementvertrage die gleichen Beratungsleistungen umfassen wiirden, die auch an andere
Unternehmen erbracht worden seien und damit keine Einflussnahme ermoglicht werden
wiirde. Die ***A GmbH*** sei eine herkdmmliche Beratungsgesellschaft mit mehreren
verschiedenen Kunden. In der erganzenden Beschwerdestellungnahme vom 17. Juni 2020
(siehe BFG 3. Oktober 2023, GZ RV/7103350/2019) werden dabei etwa folgende Kunden
genannt: die ***Unternehmen 1*** (FN ***6***) deren selbststdandig vertretungsbefugter
Geschaftsfihrer ***Y*** im Zeitraum von 23. November 2000 bis 21. November 2003 war; die
***¥Unternehmen 2*** (FN ***7***) deren Gesellschafterin von 2. Marz 2001 bis 30.
Dezember 2011 die ***A GmbH*** oder die ***Unternehmen 3*** (FN ***8***) deren

Gesellschafterin von 17. November 2005 bis 1. Juni 2012 ebenfalls die ***A GmbH*** war.

Mit den Ausfiihrungen zeigt die steuerliche Vertretung der Beschwerdeflhrerin gerade nicht
auf, dass eine Einflussnahme durch die betreffenden Managementvertrage ausgeschlossen
gewesen sei, weil es sich um eine , herkdmmliche Beratungsgesellschaft” gehandelt habe.
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Vielmehr indiziert die aufgezeigte Eigentiimer- bzw Flhrungsstruktur der von der
Beschwerdefiihrerin selbstins Treffen geflihrten Gesellschaften die von der belangten Behoérde

monierte personelle Verflechtung und dadurch bestehende Einflussmoglichkeit.

Die betreffenden Managementvertrage umfassten zum Zeitpunkt des streitgegenstandlichen
Anteilskaufs ua sowohl das Finanzcontrolling als auch die Erarbeitung der
Unternehmensstrategie der ***B GmbH***, Gesellschafterin zu jeweils 50% an der ***A
GmbH*** waren die , ***Z Privatstiftung***, deren Stifter und einzelvertretungsbefugter
Stiftungsvorstand ***Z*** (neben seiner Ehefrau und ***Y*** 3ls weiteren
Stiftungsvorstdnden) ist sowie die ***Y Privatstiftung***, deren Stifter und
einzelvertretungsbefugter Stiftungsvorstand ***Y*** (neben seiner Ehefrau und ***Z*** 3ls
weiteren Stiftungsvorstanden) ist.

Nach den aktenkundigen Leistungsnachweisen wurden die Leistungen andie ***B GmbH***
von ¥*¥Yk** ynd kkxzkk* arhrgcht (siehe Uberschrift im Leistungsnachweis 2007 fiir das 2.
Quartal 2007). Von ***Y*** ynd ***Z*** wurden demzufolge drei Managementmeetings zur
Finanzsituation der ***B GmbH*** und der Geschaftsentwicklung zu insgesamt 36 Stunden
abgehalten. Weiters wurden drei Analyse-Monatsreporting-Meetings zwischen einem
Geschaftsfuhrer der ***B GmbH*** und ***Z*** zu insgesamt neun Stunden abgehalten und
Vorgesprache mit ***5*** zy einem Tenderverfahren ***4*** zy insgesamt 80 Stunden
geflhrt. Im Zeitraum 1. April 2007 bis 31. Marz 2008 fanden monatliche
Ergebnisbesprechungen auf Grundlage der Monats- und Quartalsreports mit dem CFO der
**%¥B GmbH*** zu insgesamt 36 Stunden statt. Von der ***A GmbH*** in Person von ***y***
und ***Z*** wurden weiters Bankengesprache zu Finanzierungen und Veranlagungen mit
diversen Banken zu insgesamt 24 Stunden gefiihrt. Es wurde nach neuen Geschaftsfeldern fiir
die ***B GmbH*** gesucht und M&A-Moglichkeiten geprift. Managementmeetings zur
Strategieentwicklung fanden im AusmaR von 108 Stunden statt.

Die durch die Managementvertrage vermittelte Einflussmoglichkeit auf die ***B GmbH*** der
,, ¥ ¥*Z Privatstiftung*** sowie der ***Y Privatstiftung*** als Gesellschafterinnen ist ebenso
wenig von der Hand zu weisen wie die dadurch bestehende Einflussmoglichkeit deren jeweilig
einzelvertretungsbefugten Stiftern ***Z*** und ***Y*** die vice versa in den jeweiligen
Stiftungen (neben den jeweiligen Ehefrauen) als Stiftungsvorstande fungierten und
Geschéftsfuhrer der leistungserbringenden ***A GmbH*** sind. Die Managementvertrage
haben im Zeitpunkt des streitgegenstandlichen Anteilskaufes auch tatsachlich sowohl das
Finanzcontrolling als auch die Erarbeitung der Unternehmensstrategie umfasst. Insbesondere
aus den aktenkundigen Leistungsnachweisenist ersichtlich, dass im Beschwerdefall nicht nur
von einer moglichen, sondern auch von einer tatsachlich ausgeibten Einflussnahme und
einheitlichen Leistung von ***Z*** ynd ***Yy*** quszugehen ist. Sie haben wie oben
dargestellt etwa die Unternehmensstrategie der ***B GmbH*** vorgegeben,
Managementmeetings zur Finanzsituation abgehalten sowie Bankengesprache zu
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Finanzierungen und Veranlagungen gefiihrt. Ebenso wurde durch Leistungenim Bereich Key-
Account-inlandischer Kunden sowie durch die Geschaftsanbahnung bei internationalen
Geschaften tatsachlich Einfluss auf den Geschéaftsbereich der ***B GmbH*** genommen.

In der Gesamtbetrachtung zu wirdigen ist auch, dass ***Z*** als Vorsitzender und ***y***
als Stellvertreter des Vorsitzenden des (fakultativen) Aufsichtsrates der Zielgesellschaft ***B
GmbH*** bis zur freiwilligen Auflésung des Aufsichtsrates imJahr 2006 bestellt waren. Die
Eintragung der L6schung ins Firmenbuch erfolgte am 30. Dezember 2006, somit rund drei
Monate vor Unterfertigung des Kauf- und Abtretungsvertrages der ***B GmbH*** am 26.
Marz 2007. Nach der Lebenserfahrung ist davon auszugehen, dass die Vorbereitung einer
derartigen Anteilstransaktion (Angebotslegung, Gesprachsfiihrung, Unterlagensichtung, Due
Diligence...) regelmaRig einen Zeitraum von Beginn bis Abschluss eines Kauf- und
Abtretungsvertrages von mehr als drei Monaten umfassen. Somit geht das
Bundesfinanzgericht in freier Beweiswirdigung davon aus, dass auch wenn der Aufsichtsrat
kurz vor Abschluss des sachverhaltsgegenstandlichen Beteiligungsverkaufs - und -
anschaffungsvorgangs freiwillig aufgeldst wurde, ***Z*** als Aufsichtsratvorsitzender und

*EERY*** als Stellvertreter des Vorsitzenden im Transaktionsvorbereitungszeitraum eine direkte

Einflussnahme auf die Zielgesellschaft, die ***B GmbH***, ausliben konnten und in
Gesamtbetrachtung der personellen Verflechtung und dem wiederkehrenden Auftreten der

beiden Personen, in unterschiedlichen Funktionen, auch tatsachlich ausgeibt haben.

Fir das Bundesfinanzgericht steht somit fest das in Gesamtschau ***Z*** ynd ***y***
gemeinsam eine einheitliche Leitung hinsichtlich der ***B GmbH*** als Zielgesellschaft,
insbesondere (mittelbar) Gber ihre jeweiligen Privatstiftungen nach den faktischen
Gegebenheiten, ausgelibt haben.

Erst unmittelbar vor dem streitgegenstandlichen Anteilserwerb im Marz 2007 wurde die
Kaufterstruktur der ***B GmbH*** geschaffen (die Beschwerdefiihrerin, vormals ***F
GmbH*** wurde am 2. Marz 2007 errichtet; die ***G Privatstiftung*** und ***H
Privatstiftung®*** wurden am 8. Februar 2007 bzw am 12. Februar 2007 errichtet). Der
Gesellschaftsvertrag der ***F GmbH*** wurde von ***Y*** g3l|s selbststandig
vertretungsbefugtes Mitglied des Vorstandes der ***G Privatstiftung*** als Gesellschafterin
und ***Z*** 3|s selbststandig vertretungsbefugtes Mitglied des Vorstandes der ***H
Privatstiftung*** als Gesellschafterin, unterzeichnet. Beide waren zwei Monate zuvor —wie
bereits ausgefiihrt — noch im fakultativen Aufsichtsrat der Zielgesellschaft tatig und dariber
hinaus auch Stifter und einzelvertretungsbefugte Stiftungsvorstiande der Gesellschafterinnen
der Zielgesellschaft. Mit selben Notariatsakt vom 2. Marz 2007 wurde ***V*** mit
Gesellschafterbeschluss zum selbstandig vertretungsbefugten Geschaftsfihrer bestellt.
*EEVEEX war zu diesem Zeitpunkt bereits selbststandig vertretungsbefugter Geschaftsfihrer
der der Zielgesellschaft. Zwischen der vormaligen ***F GmbH*** und ***V*** wurde wie
festgestellt weder ein Geschaftsflihrungsvertrag noch ein Dienstvertrag abschlossen. Dem
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kommt nach der wirtschaftlichen Lebenserfahrung eine gewisse Indizwirkung fir eine lediglich
im Konzernverband gewahlte Vorgehensweise zu.

Zum Zwecke des Erwerbs der Zielgesellschaft wurde ***V*** in der Generalversammlung der
vormaligen ***F GmbH*** (nunmehr Beschwerdefiihrerin) vom 26. Marz 2007 von den
selbststandig vertretungsbefugten Stiftungsvorstanden der Gesellschafterinnen, ***Y*** ynd
*EAZ**E* ermdchtigt, 100% der Anteile an der ***B GmbH*** um den Kaufpreis von EUR 30
Millionen zu erwerben, die dementsprechenden Vertrdge und Notariatsakte zu unterfertigen
und die Finanzierung des Kaufpreises bei der ***D Bank AG*** den Vorgaben entsprechend
durchzuflihren. ***V*** wurde somit vertreten durch die Personen ***Y*** ynd ***Z*** dje
exakten Bedingungen fir den Anteilskauf vorgegeben; eine Dispositionsmdglichkeit des
Geschaftsfihrers darliber bestand nicht. Die Generalversammlung fand laut Protokoll in den
Raumlichkeiten der ***A GmbH*** in ***Adresse*** statt (ebenfalls Geschaftsanschrift der
***H Privatstiftung***, der ,***Z Privatstiftung*** sowie auch der vormaligen ***C
GmbH***), Die Gesellschafterinnen der ***F GmbH*** (***H Privatstiftung*** und ***G
Privatstiftung***) wurden durch die selbstandig vertretungsbefugten Vorstande, ***Z*** und
*EEKY*EE vertreten, wobei ***Z*** den Vorsitz der Generalversammlung Gbernahm.

Mit Generalversammlungsbeschluss vom 26. Marz 2007 wurde die Geschaftsfihrung der ***F
GmbH*** zudem erméchtigt eine Gewinnausschiittung der ***B GmbH*** an die ***F
GmbH*** in der Hohe von EUR 4 Millionen zu beschlieRen. Dies stellte eine
Auszahlungsvoraussetzung der Kreditvertrage Senior A und B dar, deren finales Dokument
nach dem im Dokument angefiihrten Dokumentenpfad der 27. Marz 2007 war. Zusatzlich
mussten die Gesellschafterinnen (***H Privatstiftung*** und die ***G Privatstiftung***) der
***FE GmbH*** als Kreditnehmerin, dieser nachweislich weitere Eigenmittel iHv zumindest EUR
1.000.000,00 zur Verfugung stellen. Zudem war erforderlich, dass die Kreditnehmerin auf dem
Konto bei der Kreditgeberin (iber ein Kontoguthaben in Hohe von zumindest EUR 5.000.000,00
verflgt.

Die selbstandig vertretungsbefugten Vorstande der ***H Privatstiftung®*** und ***G
Privatstiftung*** (Gesellschafterinnen der Erwerbergesellschaft) ***Z*** und ***Y*** die
auch selbstandig vertretungsbefugten Vorstande der Gesellschafterinnen der erworbenen
*EXB GmbH*** (,***Z Privatstiftung*** und ***Y Privatstiftung***) sind, ermachtigten in der
Generalversammlung der vormaligen ***F GmbH*** vom 26. Méarz 2007 die Geschaftsfihrung
der ***F GmbH*** die Ausschiittung eines zum 31. Dezember 2006 thesaurierten Gewinnes
(Gewinne, die somit zu einem Zeitpunkt entstanden waren zu dem ***Z*** ynd ***y*** im
noch bestehenden fakultativen Aufsichtsrat der Zielgesellschaft waren) zu beschlieRen. Erst
dadurch wurde die entsprechend der Kreditvertrage Senior A und B erforderliche
Eigenmittelquote der erwerbenden Gesellschaft hergestellt (sowie samt Mittelzuschuss iHv
EUR 1.000.000,00 durch die ***H Privatstiftung*** und die ***G Privatstiftung***, deren
Stifter und selbststandig vertretungsbefugte Stiftungsvorstande abermals ***Z*** und
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*Exy*x* waren), damit diese die (folglich fur den eigenen Kauf erforderliche Mittel
ausschittende) Zielgesellschaft Gberhaupt erwerben konnte.

Die steuerliche Vertretung der Beschwerdefiihrerin merkte in der miindlichen Verhandlung
vom 30. Médrz 2023 erganzend an (siehe BFG 3. Oktober 2023, GZ RV/7103350/2019), dass es
seitens der Verkauferseite keine Gesprache mit der ***D Bank AG*** gegeben habe. Die
Verkaduferseite habe auch keine Gesprache mit der ***E GmbH*** geflihrt. Lediglich die ***F
GmbH*** habe mit diesen Gesprdachen in Person von ***V*** 3|s vororganschaftlicher
Geschaftsfihrer geflihrt. Die belangte Behorde flihrt dazu erganzend in der miindlichen
Verhandlung vom 30. Marz 2023 sowie in der am 12. Juni 2023 fortgesetzten miindlichen
Verhandlung aus, dass der Vertrag mit der ***E GmbH*** vom 28. Marz 2007 sei und
entsprechend der FuRzeilen die Kreditvertrage seien diese vom 27. Marz 2007.

Die Ausflihrungen der steuerlichen Vertretung der Beschwerdefiihrerin in der mindlichen
Verhandlung vom 30. Marz 2023 stehen im Widerspruch zu den Angaben in der
Vorhaltbeantwortung vom 19. November 2015 und erscheinen dem Gericht somit nicht als
glaubwiirdig (siehe BFG 3. Oktober 2023, GZ RV/7103350/2019). Vielmehr erscheinen in
zeitlicher Zusammenschau die auf Seite vier der damaligen Vorhaltbeantwortung gemachten
Angaben glaubwiirdig, ndmlich dass die ***D Bank AG*** — respektive deren 100%ige
Tochtergesellschaft die ***E GmbH*** —im Jahr 2006 an die ***C GmbH*** bzw an die ,***Z
Privatstiftung*** sowie an die ***Y Privatstiftung*** herangetreten ist und Interesse
bekundete im Rahmen eines Verkaufs der Anteile an der ***B GmbH*** die Finanzierung zu
ubernehmen.

Fir das Bundesfinanzgericht ergibt sich in der zeitlichen Zusammenschau nach der allgemeinen
Lebenserfahrung (Errichtung der erwerbenden ***F GmbH*** Generalversammlungsbeschluss
vom 26. Mdrz 2007; Errichtung deren Gesellschafterinnen ***H Privatstiftung*** und ***G
Privatstiftung*** mit Stiftungserklarungen vom 8. Februar 2007 bzw vom 12. Februar 2007
sowie im Dokumentenpfad angegebenem Datum der finalen Version der Kreditvertrage mit
27. Marz 2007 und dem in freier Beweiswiirdigung festgestellten Umstand, dass das
Kreditunternehmen im Jahr 2006 an die ***C GmbH*** bzw an die , ***Z Privatstiftung***
sowie an die ***Y Privatstiftung*** herangetreten ist), dass die letztendliche Kauferseite
keinen Einfluss auf die Kaufpreisfindung und Kaufpreisfinanzierung hatte. Wenngleich
klargestellt wird, dass seitens des Gerichts aufgrund der aktenkundigen Unterlagen zur
Kaufersuche im Jahr 2004 die Fremdublichkeit des Kaufpreises dem Grunde nach nicht in
Abrede gestellt wird. Der Kaufpreis entspricht jenem im Jahr 2004 gelegten Angebot tiber EUR
30 Millionen des US-amerikanische Fonds ***N***, Dass ein fremder Dritter keinerlei
dokumentierte Verhandlungen zur Kaufpreisfindung gefiihrt hatte, erscheint dem Gericht nach
der allgemeinen Lebenserfahrung uniblich. Ebenso ungewodhnlich erscheint dem Gericht, dass
eine Due Diligence (Financial Due Diligence sowie eine Legal Due Diligence) lediglich von der
Verkauferseite durchgefiihrt wurde, weil nach allgemeiner wirtschaftlicher Lebenserfahrung
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eine Due Diligence gerade der eingehenden Priifung eines zum Verkauf stehenden
Unternehmens durch den potentiellen Kaufer dienen soll. In seiner Funktion als
Geschéftsfuhrer der ***F GmbH*** als Erwerbergesellschaft hat ***V*** somit weder eine
Due Diligence beauftragt noch wie in freier Beweiswiirdigung festgestellt Beratungen der ***E
GmbH*** zur Kreditfinanzierung in Anspruch genommen. Dass ***V*** in seiner Funktion als
Geschaftsfuhrer der ***B GmbH*** —wie von der steuerlichen Vertretung in der fortgesetzten
mundlichen Verhandlung vom 12. Juni 2023 ins Treffen gefihrt (siehe BFG 3. Oktober 2023, GZ
RV/7103350/2019) — iber samtliche Unterlagen verflgt hatte und dementsprechende
Kenntnisse (ber die Zielgesellschaft gehabt hdtte, vermag den Ausschluss des Vorliegens einer
personellen Verflechtung und Einflussmoglichkeit gerade nicht aufzuzeigen. Die ***D Bank
AG*** bzw die ***E GmbH*** engagierten Beratungsunternehmen fir die Durchfiihrung der
Due Diligence (***Steuerberatungs GmbH&Co KG*** bzw ***Rechtsanwalte GmbH***). Nach
der allgemeinen wirtschaftlichen Erfahrung kann davon auszugehen sein, dass auch ein
Geschaftsfihrer, der diese Funktion gleichzeitig bei Erwerbs- und Zielgesellschaft ausibt, zwar
Zugang zu den Unterlagen und Zahlen eines Unternehmens hat, regelmaRig wohl aber ein
darauf spezialisiertes externes Beratungsunternehmen zur Uberpriifung — insbesondere bei
einer Kaufpreissumme iHv EUR 30 Million und niedriger Eigenkapitalausstattung der
Erwerbsgesellschaft — beauftragt. Dass 80% des Anteilskaufs fremdfinanziert wurden, kann —
entgegen dem Vorbringen der steuerlichen Vertretung in der miindlichen Verhandlung vom 30.
Marz 2023 (siehe BFG 3. Oktober 2023, GZ RV/7103350/2019) —seitens des Gerichts nicht als
Indiz gewertet werden, dass es im Beschwerdefall liblich gewesen sei keine Due Diligence von
Kauferseite durchzufiihren und auch die Kaufpreisfindung nicht mitzugestalten. Dies
insbesondere vor dem Hintergrund als die Kauferseite an den Finanzierungsverhandlungen
nicht mitgewirkt hat. Samtliche fir eine ordentliche Kaufpreisfindung notwendige
Informationen waren zwar der Verkduferseite ab dem Jahr 2004 bekannt, nicht jedoch auf
Kauferseite, die zudem erst unmittelbar vor dem gegenstandlichen Anteilskauf unter
wiederkehrender Beteiligung von ***Z*** ynd ***Y*** errichtet wurde.

Aus dem Umstand, dass die erwerbende ***F GmbH*** keine eigene Due Diligence
beauftragte und wie in freier Beweiswiirdigung festgestellt keine eigenen
Finanzierungsverhandlungen fihrte, sondern die von der Verkduferseite beauftragte
Preisfindung goutierte und entsprechend den Vorgaben der Generalversammlung auch das
finanzierende Kreditinstitut ohne eigene Verhandlungen Ubernahm, spricht fiir eine enge
Verbundenheit zwischen Kaufer- und Verkaduferseite und spiegeltin der Gesamtschau den
tatsachlich ausgeiibten Einfluss und die tatsachlich geteilte einheitliche Leistung von ***Z***
und ***Y*** wider. Dass —wie von der steuerlichen Vertretung der Beschwerdeflhrerin —
*EEV*EEX selbst kein Stiftungsvorstandmitglied der Gesellschafterinnen war, vermag in der
Zusammenschau die tatsachliche Einflussnahme von ***Z*** ynd ***y*** ebenso zu wenig
andern wie der Umstand, dass ***V*** als Organ der ***F GmbH*** dieser verantwortlich

und haftungspflichtig war. Vielmehr war ***V*** gqufgrund gesellschaftsrechtlicher Vorgaben
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(§ 35 GmbHG) nicht berechtigt, derartige Anschaffungsvorgéange in Eigenverantwortung zu
tatigen. Dies spiegelt sich auch aus den Inhalten des Generalversammlungs beschlusses vom 26.
Marz 2007 wider, in welcher ***V*** zum Anteilskauf ermachtigt wurde. Nach der Aktenlage
steht fir das Bundesfinanzgericht fest, dass ***V*** gerade keinerlei Einfluss oder
Dispositionsmoglichkeit auf den gegenstandlichen Anteilskauf hatte, weder als Geschaftsfihrer
der Erwerbergesellschaft ***F GmbH*** noch als Geschaftsfiihrer der Zielgesellschaft ***B
GmbH***_ Soweit die steuerliche Vertretung vorbringt, dass die ***Z*** ynd ***Yy*** 3|s
Stifter kein Weisungsrecht gegeniiber ***V*** gehabt hatten, ist dem jene nach der Aktenlage
tatsachlich gewahlte Vorgehensweise entgegenzuhalten, dass ***Z*** und ***Y*** 3|s
selbststandig vertretungsbefugte Vorstandsmitglieder sowohl auf der Kaufer- als auch
Erwerberseite den gesamten Anteilserwerbsvorgang vorgegeben haben (siehe zB Protokoll der
Generalversammlungsbeschluss vom 26. Marz 2007). Dass — wie von der steuerlichen
Vertretung wiederholt ins Treffen gefiihrt —dem Stiftungsvorstand jeweils drei Mitglieder
angehorten ist insoweit zu vernachladssigen, als diese jeweils zu mindestens einem weiteren
Mitglied nahestehende (Ehefrauen) oder in der Person des jeweils anderen Geschaftspartners,
dh ***Z*** ynd ***Y*** yertreten waren und auch nach innen eine einfache Stimmmehrheit
fir Entscheidungen erforderlich war. Zudem wurden von der Verkduferseite in Person von
HEAZ*EE und F**Y*** (sowohl als selbststdandig vertretungsbefugte Stiftungsvorstande der

, ¥¥*¥Z Privatstiftung*** als auch der ***Y Privatstiftung*** sowie auch als Geschaftsfihrer der
damaligen ***C GmbH*** vor Verschmelzung auf die Zielgesellschaft sowie bis Ende 2006,
somit kurz vor Anteilserwerb, als Vorstand und stellvertretender Vorstand des Aufsichtsrates
der Zielgesellschaft und auch in weiterer Folge entsprechend der abgeschlossenen
Managementvertrage ua in den fir die Unternehmensfiihrung wesentlichen Bereichen des
Finanzcontrollings und der Unternehmensstrategie) auf die Zielgesellschaft tatsachlich Einfluss
genommen und eine einheitliche Leitung ausgelibt. In der Gesamtschau hatten ***Z*** ynd
*EERY**E* somit entsprechend dem in freier Beweiswiirdigung festgestellten Sachverhalt eine
durchgreifend sichergestellte und wie dargestellt tatsachlich ausgetibte Einflussnahme auf die
beteiligten Gesellschaften der Kaufer- als auch Erwerberseite. Die dargestellte Konstellation
des gegenstandlichen Anteilserwerbs zeigt aufgrund der immer wiederkehrenden obersten
Entscheidungstrager ***Z*** und ***Y*** sowohl auf Verkaufer- als auch auf Erwerberseite,
auf, dass diese in einheitlicher Leitung samtliche fiir den Transaktionsvorgang erforderlichen
Entscheidungen getroffen haben und in Zusammenwirkung der aufgezeigten personellen
Verflechtung zwischen Kaufer- und Verkauferseite im Ergebnis auf den gegenstandlichen
Anteilserwerb hingewirkt haben. Das tatsachliche Geschehen zeigt eine koordinierte
Vorgangsweise von ***Z*** ynd ***y*** _ wie dargestellt —in Austbung der ihnen jeweils
zukommenden Funktionen sowohl auf Kaufer- als auch auf Verkauferseite auf. Das
Bundesfinanzgericht sieht daher die Ausiibung einer zumindest auf Grundsatzliches
beschrankenden Koordinierung in den wichtigsten Fragen der Unternehmenspolitik im

Beschwerdefall durch ***z*** ynd ***Y*** sowohl auf Kdufer- als auch Verkauferseite durch
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auf Basis derin freier Beweiswiirdigung festgestellten faktischen Gegebenheiten als erwiesen
an.

Nach dem Gesamtbild der Verhaltnisse durfte das Bundesfinanzgericht daher in freier
Beweiswirdigung von den obigen Sachverhaltsfeststellungen ausgehen.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I.

Firmenwertabschreibung

§ 9 Abs 7 KStG 1988 in der im Beschwerdefall maRgebenden Fassung des AbgSiG 2007, BGBI |
2007/99, lautet:

»(7) Bei der Gewinnermittlung sind Abschreibungen auf den niedrigeren Teilwert (§ 6 Z 2 lit. a
des Einkommensteuergesetzes 1988) und Verduflerungsverluste hinsichtlich von Beteiligungen
an Gruppenmitgliedern nicht abzugsféhig. Im Falle der Anschaffung einer Beteiligung (Abs. 4)
durch ein Gruppenmitglied bzw. den Gruppentrdger oder eine fiir eine Gruppenbildung
geeignete Kérperschaft an einer betriebsflihrenden unbeschriinkt steuerpflichtigen
Beteiligungskorperschaft (Abs. 2), ausgenommen unmittelbar oder mittelbar von einem
konzernzugehdérigen Unternehmen bzw. unmittelbar oder mittelbar von einem einen
beherrschenden Einfluss ausiibenden Gesellschafter, ist ab Zugehdrigkeit dieser Kérperschaft
zur Unternehmensgruppe beim unmittelbar beteiligten Gruppenmitglied bzw. Gruppentréiger
eine Firmenwertabschreibung in folgender Weise vorzunehmen:

— Als Firmenwert gilt der dem Beteiligungsausmaf$ entsprechende Unterschiedsbetrag zwischen
dem handelsrechtlichen Eigenkapital der Beteiligungskérperschaft zuziiglich stiller Reserven im
nicht abnutzbaren Anlagevermégen und den steuerlich mafSigebenden Anschaffungskosten,
héchstens aber 50% dieser Anschaffungskosten. Der abzugsféhige Firmenwert ist gleichmdfig
auf 15 Jahre verteilt abzusetzen.

— Insoweit von den Anschaffungskosten einer Beteiligung steuerwirksame Abschreibungen auf
den niedrigeren Teilwert (§ 6 Z 2 lit. a des Einkommensteuergesetzes 1988) vorgenommen
worden sind, ist der Firmenwert im ersten Jahr der Zugehérigkeit zur Unternehmensgruppe um
den vollen Betrag der Teilwertabschreibung, saldiert mit erfolgten Zuschreibungen, zu kiirzen.
Offene Teilbetrdge der Teilwertabschreibung sind unabhéingig davon gem. § 12 Abs. 3272
weiter zu berlicksichtigen.

— Findet die Gruppenbildung erst nach dem Anschaffungsjahr statt, kbnnen jene Fiinfzehntel
abgesetzt werden, die ab dem Jahr des Wirksamwerdens der Unternehmensgruppe offen sind.
Die Firmenwertabschreibung ist auf die Dauer der Zugehdrigkeit der beteiligten Kérperschaft
und der Zugehérigkeit des Betriebes oder der Teilbetriebe der Beteiligungskérperschaft zur
Unternehmensgruppe beschrdnkt.

— Ergibt sich auf Grund der Anschaffung der Beteiligung ein negativer Firmenwert, ist dieser im
Sinne der vorstehenden Séitze gewinnerh6hend anzusetzen.
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— Die steuerlich beriicksichtigten Fiinfzehntelbetriige vermindern oder erhéhen den steuerlich
mafgeblichen Buchwert.

— Gehen Beteiligungen, auf die eine Firmenwertabschreibung

vorgenommen wurde, umgriindungsbedingt unter oder werden sie zur Abfindung der
Anteilsinhaber der (ibertragenden Kérperschaft verwendet, sind abgesetzte Fiinfzehntelbetrige
zum Umgriindungsstichtag steuerwirksam nachzuerfassen, soweit der Nacherfassungsbetrag
im Unterschiedsbetrag zwischen Buchwert und Verkehrswert der abgeschriebenen Beteiligung
Deckung findet. Tritt an die Stelle der firmenwertabgeschriebenen Beteiligung
umgriindungsbedingt die Beteiligung an einer libernehmenden Kérperschaft, hat die
Nacherfassung erst dann zu erfolgen, wenn die Beteiligung an der ibernehmenden
Kérperschaft umgriindungsbedingt untergeht.”

Die Beschwerdefiihrerin (vormals ***F GmbH***) und die ***B GmbH*** bilden nach dem
festgestellten Sachverhalt eine Unternehmensgruppe iSd § 9 KStG 1988. Der Gruppenvertrag

vom 14. Dezember 2007 gilt ab der Veranlagung 2008.

Im Falle der Anschaffung einer Beteiligung durch den Gruppentrdager an einer
betriebsflihrenden unbeschrankt steuerpflichtigen Beteiligungskorperschaft war nach der im
Beschwerdefall maRgebenden Rechtslage gemaR § 9 Abs 7 KStG 1988 ab Zugehdorigkeit dieser
Korperschaft zur Unternehmensgruppe beim Gruppentrager eine Firmenwertabschreibung
vorzunehmen. Ausgenommen sind jedoch Anschaffungen unmittelbar oder mittelbar von
einem konzernzugehoérigen Unternehmen beziehungsweise unmittelbar oder mittelbar von
einem einen beherrschenden Einfluss austibenden Gesellschafter. Im Beschwerdefall stellt sich
daher nunmehr die Frage, ob ein solcher die Firmenwertabschreibung ausschlieRender
Konzerntatbestand iSd § 9 Abs 7 KStG 1988 erflllt ist.

Die Firmenwertabschreibung iSd § 9 Abs 7 KStG 1988 sowie der Fremdkapitalzinsenabzug bei
Beteiligungserwerben gemalR § 11 Abs 1 Z 4 KStG 1988 wurden mit dem Steuerreformgesetz
2005, BGBI | 2004/57 eingefiihrt, um den Wirtschaftsstandort Osterreich zu attraktivieren. § 9
Abs 7 KStG 1988 enthielt von Anfang an eine , Konzernschranke”, um Gestaltungen im Konzern
oder innerhalb der Unternehmensgruppe hintanzuhalten. So steht eine
Firmenwertabschreibung nicht zu, wenn die Beteiligung von einem konzernzugehérigen
Unternehmen erworben wird. In den Gesetzesmaterialen zum Steuerreformgesetz 2005 wird
dazu wie folgt ausgefiihrt:

,»Wird eine Beteiligung im Zusammenhang mit einer Gruppenbildung erworben, so kann der mit
den Anschaffungskosten bezahlte Good Will auf einen Zeitraum von 15 Jahren linear
abgeschrieben werden. Der Abschreibungsbetrag ist mit 50% der Anschaffungskosten begrenzt.
Beteiligungen sollen jedoch nicht mit Abschreibungswirkung im Konzern hin- und hergeschoben
werden, daher wird diese Mdglichkeit ausgeschlossen. [...]“ (EBRV 451 BIgNR XXII. GP, 6).

,[...] Andererseits soll im Interesse des Standortes Osterreichs eine steuerliche Férderung der
Gruppenbildung dadurch erreicht werden, dass —abweichend vom allgemeinen
Ertragsteuerrecht — die Anschaffung der Beteiligung an einer inldndischen gruppenféhigen
Kérperschaft der Anschaffung des von der erworbenen Kérperschaft unterhaltenen Betriebes
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gleichgestellt wird. Auf Grund der Aufnahme dieser erworbenen betriebsfiihrenden
Kérperschaft in eine neue oder schon bestehende Unternehmensgruppe soll es somit neben der
Ubernahme der laufenden Gewinne oder Verluste auch zu einer steuerwirksamen
Firmenwertabschreibung kommen. Zur Vermeidung von Gestaltungen soll nur eine
,Jremdbezogene’ Beteiligungsanschaffung Anlass fiir eine Firmenwertabschreibung geben,
Anschaffungen im Konzern und damit auch innerhalb der Unternehmensgruppe kommen daher
nicht in Betracht. [...]“ (EBRV 451 BIgNR XXII. GP, 26).

Mit dem Abgabenanderungsgesetz 2004, BGBI | 2004/180 wurde § 9 Abs 7 KStG 1988
dahingehend geandert, dass nunmehr die Firmenwertabschreibung einerseits —wie bisher —
bei Erflillung des Konzerntatbestandes (erster Fall: ,,unmittelbar oder mittelbar von einem
konzernzugehorigen Unternehmen”) und anderseits bei Erfullung des
Beherrschungstatbestandes (zweiter Fall: ,unmittelbar oder mittelbar von einem einen

beherrschenden Einfluss ausiibenden Gesellschafter”) nicht zustehen sollte.

Nach den Gesetzesmaterialen zum Abgabeninderungsgesetz 2004 soll die Anderung
sicherstellen, dass ein Beteiligungserwerb von einem beherrschenden Einfluss ausibenden
Gesellschafter (zB Gebietskorperschaft) von der Firmenwertabschreibung ausgeschlossenist,
auch wenn diese nicht konzernzugehorige Unternehmen sind (vgl EBRV 686 BIgNR XXII. GP,
19). Diese Gesetzesanderung dehnte somit den Ausschluss auf einen Personenkreis aus, der
Uber den aktienrechtlichen Konzernbegriff hinausgeht. Nach der Literatur sind alle
Gesellschafter (natirliche Personen, Personengesellschaften, Kérperschaften wie zB
Privatstiftungen oder Korperschaften des 6ffentlichen Rechts) erfasst, die an einer
Korperschaft konzernartig beteiligt sind (vgl Vock in Lachmayer/Strimitzer/Viock, KStG3®, § 9 Abs
7 Rz 993 mit Verweis auf Staringer, Die Firmenwertabschreibung im Rahmen der
Unternehmensgruppe, in
Bertl/Eberhartinger/Egger/Kalss/Lang/Nowotny/Riegler/Schuch/Staringer, Immaterielle
Vermogenswerte 239 [248] und Urtz in Achatz/Kirchmayr, KStG (2011), § 9 Tz 424 f).

Der Ausschluss der Firmenwertabschreibung im Falle eines so genannten Konzernerwerbes soll
nach der Intention des Gesetzgebers sicherstellen, dass nicht durch
Beteiligungsverschiebungen im Konzern kiinstlich Firmenwerte generiert werden

(VWGH 3. September 2019, Ra 2018/15/0052).

Ein ,schadlicher” Konzernerwerb iSd § 9 Abs 7 KStG 1988 liegt nur dann vor, wenn zum
Zeitpunkt der Anschaffung der Beteiligung an der inlandischen Zielgesellschaft bereits ein
Konzernverhaltnis zwischen verdauRernder und erwerbender Gesellschaft bestand oder Kaufer
und Verkaufer zu diesem Zeitpunkt unmittelbar oder mittelbar von demselben Gesellschafter
beherrscht wurden (VWGH 6. Juli 2020, Ro 2019/13/0018). Der Begriff der "Anschaffung" ist
nach allgemeinen steuerlichen Grundsatzen zu verstehen; es kommt daher auf den Erwerb des
wirtschaftlichen Eigentums an (VWGH 3. September 2019, Ra 2018/15/0052).
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Ein mittelbarer Erwerb liegt bei einem Erwerb Uber zwischengeschaltete Personen oder
Gesellschaften vor (vgl Urtz in Achatz/Kirchmayr, KStG (2011), § 9 Rz 426). Darunter fallen ua
auch Umgehungskonstruktionen, wie etwa, wenn ein Dritter, der die Beteiligung von einem
konzernzugehorigen Unternehmen erworben hat, diese nach einer nur kurzen Zeitspanne an
ein anderes konzernzugehoriges Unternehmen weiterverauBert und diese Transaktion per se
wirtschaftlich nicht begriindbar ist (siehe Huber in Huber/Rindler/Widinski/Zinnécker,
Gruppenbesteuerung?, §9 Rz 22). Ob es sich um einen mittelbaren Erwerb handelt, istim
jeweiligen Einzelfall unter Anwendung der wirtschaftlichen Betrachtungsweise nach § 21
BAO zu prifen (Lachmayerin Lachmayer/Strimitzer/Vock, KStG31, § 12 Rz 163).

Flr die Auslegung des Konzernbegriffs in § 9 Abs 7 KStG 1988 ist nach der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes —mangels spezialrechtlicher Definition —auf den
gesellschaftsrechtlichen Konzernbegriff des § 15 AktG bzw § 115 GmbHG abzustellen (vgl
VWGH 31. Janner 2018, Ro 2016/15/0020 mwN).

Dies gilt nach der Intention des Gesetzgebers auch fiir die Auslegung des
Beherrschungstatbestandes in § 9 Abs 7 zweiter Fall KStG 1988, wenngleich der Personenkreis
Uber den Anwendungsbereich von § 15 AktG und § 115 GmbHG erweitert wird (vgl dazu
weiterfihrend Urtz in Achatz/Kirchmayr, KStG (2011), § 9 Tz 425).

§ 15 AktG und § 115 GmbHG formulieren gleichlautend:

"(1) Sind rechtlich selbstdndige Unternehmen zu wirtschaftlichen Zwecken unter einheitlicher
Leitung zusammengefafst, so bilden sie einen Konzern; die einzelnen Unternehmen sind
Konzernunternehmen.

(2) Steht ein rechtlich selbstindiges Unternehmen auf Grund von Beteiligungen oder sonst
unmittelbar oder mittelbar unter dem beherrschenden Einflufs eines anderen Unternehmens, so
gelten das herrschende und das abhdngige Unternehmen zusammen als Konzern und einzeln
als Konzernunternehmen."

Fir die Annahme einer (tatsachlich wahrgenommenen) "einheitlichen Leitung" iSd § 15 AktG
ist nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs Mindesterfordernis, dass eine sich
"auf Grundsditzliches beschridnkende Koordinierung in den wichtigsten Fragen der
Unternehmenspolitik" vorhanden ist (VWGH 31. Janner 2018, Ro 2016/15/0020). Soweit es um
die Mittel der einheitlichen Leitung geht, ist der gesetzliche Konzerntatbestand offen. Als
Mittel der einheitlichen Leitung kommen vor allem Beteiligungen, die nicht
Mehrheitsbeteiligungen zu sein brauchen, personelle Verflechtungen, malRgebende
Finanzierungen und vertragliche Beziehungen in Betracht. Haufig lassen sich sowohl rechtliche
als auch faktische Elemente feststellen, welche insgesamt die einheitliche Leitung begriinden
(vgl VWGH 28. Oktober 2009, 2008/15/0049 sowie Jabornegg in Jabornegg/Strasser, AktG* § 15
Rz 14 und 15, mwN). Dabei kommt der Einflussnahme im finanziellen Bereich im beweglichen
Beurteilungssystem fir den Begriff der einheitlichen Leitung eine "Schliisselstellung" zu. Schon

eine wenig intensive Einflussnahme in einem wichtigen Leitungsbereich (etwa dem
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Finanzbereich) reicht aus, um eine einheitliche Leitung bejahen zu kénnen (vgl OGH

1. Dezember 2005, 6 Ob 217/05p). Die Absicherung der Einflussnahme durch ein rechtlich
verbindliches Weisungsrecht ist nach der Rechtsprechung des Verwaltungs gerichtshofes nicht
erforderlich, es gentige schon eine blof} faktische Einflussnahme auf die Geschicke der
Gesellschaft (VWGH 31. Janner 2018, Ro 2016/15/0020, mwN).

Ein Konzern kann auch vorliegen, wenn —wie im Beschwerdefall — kein Mutterunternehmen
besteht, von dem die einheitliche Leitung ausgeht. Fir einen Gleichordnungskonzern ist
typisch, dass die Leitung nicht von einem "herrschenden Unternehmen" besorgt wird, sondern
von einer anderen Stelle als Konzernspitze, sodass keines der Konzernunternehmen von einem
anderen Konzernunternehmen abhangigist (vgl VWGH 18. Dezember 1996, 94/15/0162; VWGH
31. Janner 2018, Ro 2016/15/0020). Es konnen daher auch mehrere Unternehmen eine
Konzernspitze bilden, sofern ihre Leitungsmacht hinreichend koordiniert ist (vgl 10. OJT, Krejci,
Gutachten 258; Schiemer, Handkommentar zum Aktiengesetz?, § 15 Anm 3.1.;
Koppensteiner/Riiffler, GmbH-Kommentar3, § 115 Rz 7, mwN).

Der Ausschlusstatbestand des § 9 Abs 7 erster Fall KStG 1988 (Konzerntatbestand) stellt
lediglich darauf ab, dass die Anschaffung "von einem konzernzugehérigen Unternehmen"
erfolgt. Die Einschrdankung der zuldssigen Firmenwertabschreibung nach § 9 Abs 7 KStG 1988
greift daher, sobald ein Konzernverhaltnis zwischen Verkauferin und Kauferin besteht.

(Konzern-)Unternehmen iSd § 115 GmbHG wie auch § 15 AktG kénnen dabei sowohl natirliche
als auch juristische Personen sein (vgl Milchrahm in Straube/Ratka/Rauter, WK GmbHG § 115
Rn 49; vgl auch BFG 7. April 2021, RV/7104615/2018). Dies stellt auch die steuerliche
Vertretung auf Seite 11 der Beschwerdeerganzung vom 9. Juli 2019 nicht in Abrede, wenn sie
ausfihrt, dass ,grundsdtzlich auch natiirliche Personen, Personengesellschaften oder sogar
Privatstiftungen die Konzernspitze bilden“ konnen. Nach welchen MaRgaben eine Privatstiftung
zivilrechtlich in zuldssiger Weise die Konzernspitze bilden kann bzw die einheitliche Leitung
ausiben kann (vgl weiterfihrend dazu etwa Doralt/Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG3

§ 15 Rz 176 zu Privatstiftungen als Konzernspitze und Briem, Die Privatstiftung als
Konzernspitze, GesRZ 2019, 24; Arnold in Haberer/Krejci, Konzernrecht Kap. 5 Die Privatstiftung
als Konzernbaustein), ist fur die steuerrechtliche Beurteilung, ob im Beschwerdefall (mittelbar)
durch die beiden Stifter im Wesentlichen Gber ,ihre” jeweiligen Stiftungen tatsachlich eine
einheitliche Leistung —wenn uU auch durch Uberschreitung zivilrechtlicher Vorgaben —iSd § 9
Abs 7 KStG 1988 ausgelibt wurde, insoweit irrelevant, als das Steuerrecht auf die
wirtschaftliche Betrachtung iSd § 21 BAO abstellt und allenfalls zivilrechtlichen Vorgaben
Uberschreitende Vorgehensweisen nicht den Beurteilungsmalistab bilden (man denke zB an die
verdeckte Ausschittung). Dass daher wie von der steuerlichen Vertretung der
Beschwerdefihrerin ins Treffen geflihrt einer Privatstiftung die umfassende Konzernleitung,
welche die Bereiche Planungs-, Steuerungs-, Organisation-, Finanz- und
Informationsverantwortung umfasst, in zivilrechtlicher Hinsicht versagt sei (Briem, Die
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Privatstiftung als Konzernspitze, GesRZ 2019, 24), ist nach Ansicht des Bundesfinanzgerichts fir
die steuerrechtliche Beurteilung nicht maRgebend, wenn tatsadchlich eine umfassende

Konzernleitung ausgelibt wird.

Im Beschwerdefall stellt sich jedoch die weitere Frage, ob Stifter einer eigentiimerlosen
Privatstiftung insbesondere Uber ihre Privatstiftungen durch koordinierte Vorgehensweise und
Einflussnahme mittelbar Uber die diese eine fiir den Konzerntatbestand des § 9 Abs 7 KStG
1988 erforderliche einheitliche Leitung sowohl auf Kaufer- als auch Verkauferseite herstellen
kénnen (vgl auch Aigner/Kofler/Moshammer/Tumpel, , Konzernklauseln” im
Korperschaftsteuerrecht, GES 2015, 182 (185)).

Wie das Bundesfinanzgericht in freier Beweiswiirdigung festgestellt hat, war der
Transaktionsvorgang betreffend die ***B GmbH*** als Zielgesellschaft unter der
maligebenden tatsachlichen Einflussnahme durch koordinierte Vorgehensweise der
natlrlichen Personen ***Z*** ynd ***Y*** geplant und abgewickelt. Die Planung und
Einflussnahme auf die Unternehmenspolitik erfolgte durch die beiden natiirlichen Personen
wie festgestellt Gber einen ldngeren Zeitraum und nicht nur die Transaktion betreffend. Die
dargestellte Konstellation des gegenstandlichen Anteilserwerbs zeigt aufgrund der immer
wiederkehrenden obersten Entscheidungstrager ***Z*** und ***Y*** sowohl auf Verkaufer-
als auch auf Erwerberseite, auf, dass diese samtliche fiir den Transaktionsvorgang
erforderlichen Entscheidungen getroffen haben und in Zusammenwirkung der aufgezeigten
und festgestellten personellen Verflechtung zwischen Kaufer- und Verkaduferseite im Ergebnis
auf den gegenstandlichen Anteilserwerb hingewirkt haben. Das tatsachliche Geschehen zeigt
eine koordinierte Vorgangsweise von ***Z*** ynd ***y*** _ wie in freier Beweiswirdigung
festgestellt —in Auslibung der ihnen jeweils zukommenden unterschiedlichen Funktionen
sowohl auf Kaufer- als auch auf Verkauferseite (sowohl als selbststandig vertretungsbefugte
Stiftungsvorstande der ,***Z Privatstiftung*** als auch der ***Y Privatstiftung*** sowie auch
als Geschaftsfuhrer der damaligen ***C GmbH*** vor Verschmelzung auf die Zielgesellschaft
sowie bis Ende 2006, somit kurz vor Anteilserwerb, als Vorstand und stellvertretender
Vorstand des Aufsichtsrates der Zielgesellschaft und auch in weiterer Folge entsprechend der
abgeschlossenen Managementvertrage ua in den fiir die Unternehmensfiihrung wesentlichen
Bereichen des Finanzcontrollings und der Unternehmensstrategie sowie selbststandig
vertretungsbefugte Stiftungsvorstande und Stifter der Gesellschafterinnen der
Erwerbergesellschaf ***H Privatstiftung®*** und ***G Privatstiftung***, tatsachlich ausgeibte
Vertretung der Gesellschafterinnen in der Generalversammlung vom 26. Mdrz 2007, in welcher
der Geschaftsfiihrung der kurz zuvor errichteten ***F GmbH*** der Anteilserwerb der
Zielgesellschaft nach MaRRgabe der von ***Z*** ynd ***Y*** durch Wahrnehmung ihrer
jeweiligen Funktionen ausverhandelten Finanzierungskonditionen aufgetragen wurde) auf. Das
Bundesfinanzgericht sieht daher die mittelbare koordinierte Ausibung einer einheitlichen
Leitung von ***Z*** ynd ***Yy*** insbesondere Uber ihre jeweiligen auf Kaufer- und

Verkauferseite beteiligten Stiftungen im Beschwerdefall durch auf Basis derin freier
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Beweiswiirdigung festgestellten faktischen Gegebenheiten als erwiesen an. ***V*** hatte
weder als Geschaftsfiihrer die Ziel- noch der Erwerbergesellschaft Einfluss auf den Ablauf der
Vorgange. Damit steht zweifelsfrei fest, dass zwei rechtlich selbstdandige Unternehmen,
namlich die nunmehrige Beschwerdefiihrerin (vormalige ***F GmbH***) und die ***B
GmbH*** zu wirtschaftlichen Zwecken unter einheitlicher Leitung zusammengefasst waren.
Zwischen der Beschwerdefiihrerin und der ***B GmbH*** ist folglich das Vorliegen einer
konzernhaften Verbindung zu bejahen.

Dass im Beschwerdefall — wie in freier Beweiswiirdigung festgestellt — die betreffenden Stifter
und selbststandig vertretungsbefugten Stiftungsvorstande der am Transaktionsvorgang
maligebend als Gesellschafterinnen beteiligten eigentimerlosen Privatstiftungen, sowohl auf
Erwerber- als auch auf Verkauferseite, wiederkehrend zusammengewirkt haben und ihren
Einfluss mittelbar nach Maligabe der vorbehaltenen Rechte durch die eigentiimerlosen
Privatstiftungen als Gesellschafterinnen in koordinierter Weise zumindest auf die wichtigsten
Fragen der Unternehmenspolitik ausgelibt haben, schlieBt nach Ansicht des
Bundesfinanzgerichts das gegenstandliche Vorliegen eines Konzerns iSd § 9 Abs 7 erster
Anwendungsfall KStG 1988 (Konzerntatbestand) gerade nicht aus. Dass die Stifter selbst keine
Gesellschafter der erwerbenden Kapitalgesellschaft und auch nicht der eigentiimerlosen
Privatstiftungen sind, ist entgegen dem Verbringen der steuerlichen Vertretung der
Beschwerdefiihrerin im Beschwerdefall aufgrund der konkreten Ausgestaltung und zahlreichen
vorbehaltenen Rechten sowie Einflussnahmemoglichkeiten in der Gesamtschau nicht
maBgebend um das Vorliegen eines Konzerns zu verneinen. Nach Arnold kénnen sich namlich
Stifter sehr wohl Gestaltungsrechte vorbehalten, die ihnen eine zumindest
gesellschafterdhnliche Stellung vermitteln (vgl auch Arnold in Haberer/Krejci, Konzernrecht
Kap. 5. Die ,,Beteiligung” an einer Privatstiftung).

Nicht entscheidend ist, ob dieser konzernhaften Verknlpfung schriftliche Vereinbarungen

zugrunde liegen. Ein Konzern kann namlich auf vertraglicher Grundlage oder auf faktischem
Zusammenschluss beruhen (vgl OGH 16. Juni 1983, 60b579/83 zu § 115 GmbHG).

Vor dem rechtlichen Hintergrund war somit wie in freier Beweiswiirdigung festgestellt
aufgrund der personellen Verflechtungen sowie insbesondere der tatsachlichen koordinierten
Einflussnahme auf wichtigsten Fragen der Unternehmenspolitik wie insbesondere auch die
Finanzierung und Gestaltung des Anteilskaufs und auch die Ausrichtung der
Unternehmensstrategie und des Finanzcontrollings der Zielgesellschaft davon auszugehen,
dass durch Zusammenwirken von ***Z*** ynd ***y*** inshesondere (mittelbar) tber die von
ihnen errichteten Stiftungen sowohl auf Erwerber- als auch Verkauferseite tatsachlich eine
einheitlichen Leitung ausgelibt wurde. Eine solche das Vorliegen eines Konzerns begriindende
einheitliche Leitung lag nach dem in freier Beweiswirdigung festgestellten Sachverhalt
jedenfalls im Zeitpunkt des gegenstandlichen Transaktionsvorganges vor, dh bei Anschaffung
der Anteile an der Zielgesellschaft. Von einem wie von der steuerlichen Vertretung ins Treffen
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gefuhrten bloR engen zeitlichen und inhaltlichen Zusammenhang zwischen dem Erwerb der
Zielgesellschaft und dem restlichen Konzern kann nach dem festgestellten Sachverhalt gerade
keine Rede sein.

Dass im Beschwerdefall kein die einheitliche Leitung austbendes , Mutterunternehmen” im
engeren Sinne bestand, ist dabei nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
unbedeutend. Vielmehr ist fur einen Gleichordnungskonzern typisch, dass die Leitung nicht von
einem "herrschenden Unternehmen" besorgt wird, sondern von einer anderen Stelle

als Konzernspitze, sodass keines der Konzernunternehmen von einem

anderen Konzernunternehmen abhédngig ist. Die Absicherung der Einflussnahme durch ein
rechtlich verbindliches Weisungsrecht ist nicht erforderlich, es genlgt schon eine blof
faktische Einflussnahme auf die Geschicke der Gesellschaft (vgl VWGH 31. Janner 2018,

Ro 2016/15/0020).

Da die Absicherung der Einflussnahme durch ein rechtlich verbindliches Weisungsrecht nicht
erforderlich ist und schon eine bloR faktische Einflussnahme auf die Geschicke der Gesellschaft
genugt, was nach dem in freier Beweiswirdigung festgestellten Sachverhalt sowohl hinsichtlich
der Beschwerdefiihrerin (vormals ***F GmbH***; Erwerbergesellschaft) als auch der ***B
GmbH*** (Zielgesellschaft) der Fall ist, ist eine konzernmaRige Verbindung zwischen der
Beschwerdefihrerin und der ***B GmbH*** mittelbar durch die direkte Einflussnahme von
*EAZ*EE und ***Y*** insbesondere in ihren Funktionen als Stifter und selbststandig
vertretungsbefugte Stiftungsvorstande der jeweiligen Gesellschafterinnen der Erwerber- und
Zielgesellschaft, zu bejahen.

Durch das im wirtschaftlichen Eigeninteresse gelegene gemeinsame und geplante
Zusammenwirken von ***Z*** ynd ***y*** sind im Beschwerdefall nach dem Telos des
Gesetzes die Anforderungen einer die Firmenwertabschreibung ausschlieBenden
konzernhaften Verbindung iSd § 9 Abs 7 KStG 1988 erfiillt und die Firmenwertabschreibung

war in den Streitjahren zu Recht zu versagen.

Die belangte Behorde hat in der miindlichen Verhandlung vom 30. Marz 2023 im Verfahren zu
GZ RV/7103350/2019 klargestellt (siehe BFG 3. Oktober 2023, GZ RV/7103350/2019), dass
ihrerseits (nunmehr) nicht auf den Beherrschungstatbestand des § 9 Abs 7 zweiter Fall KStG
1988 abzustellen sei, sondern auf die einheitliche Leitung des ersten Tatbestandes nach § 9
Abs 7 erster Fall KStG 1988. Da das Bundesfinanzgericht die einheitliche Leitung des ersten
Tatbestandes nach § 9 Abs 7 erster Fall KStG 1988 als erwiesen sieht, bedarf es keiner weiteren
Prifung hinsichtlich der Erflillung der Voraussetzungen des Beherrschungstatbestandes nach

§ 9 Abs 7 zweiter Satz KStG 1988. Angemerkt wird jedoch, dass das Bundesfinanzgericht
Zweifel an der nach dem Gesetzeswortlaut erforderlichen Gesellschafterstellung der Stifter
HEAZ*EE und F*F*Y*** yon eigentiimerlosen Stiftungen hat, obgleich der wie in freier

Beweiswiirdigung festgestellt umfangreichen vorbehaltenden Rechte.
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Wie sich aus § 24a Abs 2 letzter Satz KStG 1988 eindeutig ergibt, ist Grundlage fir die
Festsetzung der Korperschaftsteuer beim Gruppentrager der Feststellungsbescheid. Der
Korperschaftsteuerbescheid fir die Unternehmensgruppe gemall § 24a Abs 3 KStG 1988 stellt
einen abgeleiteten Bescheid iSd § 295 BAO dar, in dem von den festgestellten Betragen laut
Feststellungsbescheiden nicht abgewichen werden darf. Dem festgestellten Ergebnis des
Gruppentragers (§ 24a Abs 1 Z 2 KStG 1988) sind die gemaR § 24a Abs 1 Z 1 KStG 1988
festgestellten Ergebnisse der Gruppenmitglieder zuzurechnen.

Entsprechend der obigen Ausfiihrungen hat das Bundesfinanzgericht mit Erkenntnis vom

3. Oktober 2023, GZ RV/7103350/2019 die Geltendmachung der streitgegenstandlichen
Firmenwertabschreibung ab dem (Wurzel-)Jahr 2008 versagt. Infolgedessen war mit Verweis
auf das Beschwerdeverfahren zu GZ RV/7103350/2019 auch in den Streitjahren 2015, 2016,
2019 und 2020 hinsichtlich der Feststellungsbescheide Gruppentrager als auch abgeleitet
davon in den Korperschaftsteuerbescheiden in den Streitjahren 2015, 2016, 2019 und 2020 die

Firmenwertabschreibung unzuldssig.
Fremdkapitalzinsen

§ 11 Abs 1 Z 4 KStG 1988 in der Fassung des StReformG 2005, BGBI | 2004/57 lautet wie folgt:

(1) Bei der Gewinnermittlung gelten auch folgende Aufwendungen als Betriebsausgaben im
Sinne des Einkommensteuergesetzes 1988:

[..]
Die Zinsen in Zusammenhang mit der Fremdfinanzierung des Erwerbes von Kapitalanteilen im

Sinne des § 10, soweit sie zum Betriebsvermdégen zéhlen.”

§ 11 Abs 1 Z 4 KStG 1988 in der Fassung des Budgetbegleitgesetz 2011, BGBI 12010/111 lautet
wie folgt:

(1) Bei der Gewinnermittlung gelten auch folgende Aufwendungen als Betriebsausgaben im
Sinne des Einkommensteuergesetzes 1988:

[.]

Die Zinsen in Zusammenhang mit der Fremdfinanzierung des Erwerbes von Kapitalanteilen im
Sinne des § 10. Dies gilt nicht in folgenden Fillen:

— Die Kapitalanteile gehéren nicht zu einem Betriebsvermdogen.

— Die Kapitalanteile sind unmittelbar oder mittelbar von einem konzernzugehérigen
Unternehmen bzw. unmittelbar oder mittelbar von einem einen beherrschenden Einfluss
auslibenden Gesellschafter erworben worden.

— Bei Kapitalerh6hungen oder Zuschiissen, die in Zusammenhang mit einem Erwerb von
Kapitalanteilen im Sinne des vorherigen Teilstrichs stehen.”

Gemal § 26¢ Z 23 lit b KStG 1988 gilt das Abzugsverbot im Konzern des § 11 Abs 1 Z 4 leg citab
1. Janner 2011.
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Mit dem Budgetbegleitgesetz 2011 wurde die Abzugsfahigkeit der Fremdkapitalzinsen insoweit
eingeschrankt, als fremdfinanzierte Konzernerwerbe zu keinem Betriebskostenabzug mehr
flhren sollten. Die Formulierung des Konzernausschlusstatbestandes entspricht dabei jenem in
§ 9 Abs 7 KStG 1988 formulierten Ausschlusstatbestand fir die Firmenwertabschreibung. Die

Gesetzesmaterialien begriindeten diese Gesetzesdanderung wie folgt:

»Die Abzugsfdhigkeit von Finanzierungsaufwendungen hinsichtlich des Erwerbs von
Beteiligungen, deren Ertriige gemdf3 § 10 steuerfrei sind, stellt eine Beglinstigung dar, die bei
An- und Verkaufsbeteiligungen innerhalb des Konzerns zu unerwiinschten Gestaltungen gefiihrt
hat. Werden Beteiligungsanschaffungen im Konzern fremdfinanziert, sollen die Zinsen nicht
mehr abzugsfdhig sein; dadurch kann eine kiinstliche Erzeugung von abzugsféhigem
Finanzierungsaufwand verhindert werden” (EBRV 981 BIgNR XXIV. GP, 9).

,Seitdem Steuerreformgesetz 2005 sind Fremdfinanzierungszinsen bei Beteiligungen im Sinne
des § 10 KStG steuerlich abzugsféhig. In Hinblick auf die Steuerfreiheit der Beteiligungsertrége
stellt dies eine Begiinstigung dar. Die Abzugsféhigkeit soll in Hinblick auf ihre Bedeutung fiir
den Wirtschaftsstandort grundsdtzlich beibehalten, unerwiinschte Gestaltungen im Konzern
sollen aber ausgeschlossen werden.

Im Konzernverbund konnte die bisher bestehende Abzugsféhigkeit benutzt werden, um durch
fremdfinanzierte Beteiligungsverkéufe Betriebsausgaben kiinstlich zu generieren. In Anlehnung
an den Konzernausschluss bei der Firmenwertabschreibung gemdf8 § 9 Abs. 7 KStG 1988 sollen
solche Gestaltungen kiinftig unterbunden werden.

Zinsen flir fremdfinanzierte Kapitalerh6hungen und Zuschiisse sollen auch weiterhin
abzugsfdhig bleiben, es sei denn, die Kapitalerh6hungen oder Zuschlisse stehen in
Zusammenhang mit BeteiligungsverdufSerungen im Konzern. Dies soll
Umgehungsmdglichkeiten im Hinblick auf die Neuregelung verhindern, wie zB die
Zwischenschaltung einer eigenfinanzierten Erwerbs-Holding oder den Erwerb einer Beteiligung
mit anschliefSender Kapitalerh6hung” (EBRV 981 BIgNR XXIV. GP, 132).

Das Inkrafttreten des Abzugsverbots wurde in § 26¢ Z 23 lit b KStG 1988 geregelt und ist auf
jene Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2010 beginnen, dh ab

1. Janner 2011. Dies gilt —wie im Beschwerdefall malRgebend — nicht nur fiir neu angeschaffte
Kapitalanteile, sondern — weil es keine Ubergangsbestimmung gab — auch fiir bereits
bestehende KapitalanteileiSd § 10 KStG 1988, die vor 2011 erworben und fremdfinanziert
worden sind (Lachmayer in Lachmayer/Strimitzer/Vock, KStG3!, § 12 Rz 161).

Nach dem Gesetzeswortlaut sowie dem in den Gesetzesmaterialien eindeutig zum Ausdruck
kommenden Willen des Gesetzgebers besteht ein Gleichklang des Konzernbegriffes des § 9 Abs
7 KStG 1988 sowie dem Zinsabzugsverbot nach § 12 Abs 17 9 KStG 1988. Die obigen
Ausfiihrungen und Feststellungen zur Firmenwertabschreibung gelten daher gleichermal’en

und es wird auf diese verwiesen.

Vor dem rechtlichen Hintergrund war daher wie in freier Beweiswiirdigung festgestellt
aufgrund der personellen Verflechtungen sowie insbesondere der tatsachlichen koordinierten

Einflussnahme auf wichtigsten Fragen der Unternehmenspolitik wie insbesondere auch die
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Finanzierung und Gestaltung des Anteilskaufs und auch die Ausrichtung der
Unternehmensstrategie und des Finanzcontrollings der Zielgesellschaft davon auszugehen,
dass durch Zusammenwirken von ***Z*** ynd ***y*** (mittelbar) Giber die von ihnen
errichteten Stiftungen sowohl auf Erwerber- als auch Verkauferseite tatsachlich eine
einheitlichen Leitung ausgelibt wurde. Eine solche das Vorliegen eines Konzerns begriindende
einheitliche Leitung lag nach dem in freier Beweiswirdigung festgestellten Sachverhalt
jedenfalls im Zeitpunkt des gegenstandlichen Transaktionsvorganges vor, dh bei Anschaffung
der Anteile an der Zielgesellschaft.

In Anlehnung an die Ausfiihrungen zur Firmenwertabschreibung war aufgrund der Erflillung
der Voraussetzungen des Abzugsverbots fir Zinsen im Zusammenhang mit einem
fremdfinanzierten Beteiligungserwerb im Konzern nach § 12 Abs 1 Z 9 KStG 1988 der
streitgegenstandliche Zinsabzug in den Streitjahren Jahre zu versagen und es war spruchgemaf
zu entscheiden.

Wie sich aus § 24a Abs 2 letzter Satz KStG 1988 eindeutig ergibt, ist Grundlage fir die
Festsetzung der Korperschaftsteuer beim Gruppentrager der Feststellungsbescheid. Der
Korperschaftsteuerbescheid fir die Unternehmensgruppe gemaR § 24a Abs 3 KStG 1988 stellt
einen abgeleiteten Bescheid iSd § 295 BAO dar, in dem von den festgestellten Betragen laut
Feststellungsbescheiden nicht abgewichen werden darf.

Entsprechend der obigen Ausfiihrungen hat das Bundesfinanzgericht mit Erkenntnis vom

3. Oktober 2023, GZ RV/7103350/2019 die Geltendmachung des streitgegenstandlichen
Zinsabzugs ab dem Jahr 2011 versagt. Infolgedessen war mit Verweis auf das
Beschwerdeverfahren zu GZ RV/7103350/2019 betreffend die Vorjahre auch inden
Streitjahren 2015, 2016, 2019 und 2020 hinsichtlich der Feststellungsbescheide Gruppentrager
als auch abgeleitet davon in den Kérperschaftsteuerbescheiden in den Streitjahren 2015, 2016,
2019 und 2020 der Zinsabzug unzuldssig.

Anspruchzinsenkorrektur im Jahr 2019

Entsprechend dem in freier Beweiswirdigung festgestellten Sachverhalt war — wie von der
belangten Behorde im Vorlagebericht beantragt — dem Beschwerdebegehren betreffend das
Jahr 2019 aufgrund einer Doppelberiicksichtigung von Anspruchzinsen teilweise stattzugeben.
Die festgestellten Einklinfte aus Gewerbebetrieb waren um den Betrag der doppelt
berlicksichtigten Aufwendungen iHv EUR 13.045,70 zu reduzieren. Da gemald § 24a Abs 2
letzter Satz KStG 1988 der Gruppenfeststellungsbescheid Grundlage fiir die Festsetzung der
Korperschaftsteuer beim Gruppentrager ist, war in der Folge auch die Korperschaftsteuer fir
das Jahr 2019 entsprechen abzuandern.

Es war spruchgemaB zu entscheiden.
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3.2. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zulassig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Eine Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zur Auslegung des Konzernbegriffs des § 9
Abs 7 KStG 1988 sowie § 12 Abs 17 9 KStG 1988 im Hinblick darauf, ob eine ein Stifter
mittelbar Gber ,seine” Privatstiftung, als eigentlimerloses Rechtssubjekt, eine einheitliche
Leitung iSd § 15 AktG ausliben und damit den Konzerntatbestand iSd §§ 9 Abs 7 bzw § 12 Abs 1
Z 9 KStG 1988 erfiillen kann, ist von der Rechtsprechung — soweit fiir das Bundesfinanzgericht

ersichtlich — noch nicht geklart. Die Revision gegen dieses Erkenntnis war daher zuzulassen.

Wien, am 3. Oktober 2023
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